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V i e r t e s K ap i t e l
Sondervorschriften fdr Genossenschaften

§ 22

Geno s s en s ch a f t l i c h e Rdck ve r gd t ung

idF des KStG v. 15.10.2002 (BGBl. I, 4144; BStBl. I, 1169)

(1) 1Rdckvergdtungen der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften an
ihre Mitglieder sind nur insoweit als Betriebsausgaben abziehbar, als die
dafdr verwendeten Betr`ge im Mitgliedergesch`ft erwirtschaftet worden
sind. 2Zur Feststellung dieser Betr`ge ist der aberschuss
1. bei Absatz- und Produktionsgenossenschaften im Verh`ltnis des Wa-

reneinkaufs bei Mitgliedern zum gesamten Wareneinkauf,
2. bei den dbrigen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften im Ver-

h`ltnis des Mitgliederumsatzes zum Gesamtumsatz
aufzuteilen. 3Der hiernach sich ergebende Gewinn aus dem Mitgliederge-
sch`ft bildet die obere Grenze fdr den Abzug. 4aberschuss im Sinne des
Satzes 2 ist das um den Gewinn aus Nebengesch`ften geminderte Ein-
kommen vor Abzug der genossenschaftlichen Rdckvergdtungen und des
Verlustabzugs.
(2) 1Voraussetzung fdr den Abzug nach Absatz 1 ist, dass die genossen-
schaftliche Rdckvergdtung unter Bemessung nach der H^he des Umsat-
zes zwischen den Mitgliedern und der Genossenschaft bezahlt ist und
dass sie
1. auf einem durch die Satzung der Genossenschaft einger`umten An-

spruch des Mitglieds beruht oder
2. durch Beschluss der Verwaltungsorgane der Genossenschaft festgelegt

und der Beschluss den Mitgliedern bekanntgegeben worden ist oder
3. in der Generalversammlung beschlossen worden ist, die den Gewinn

verteilt.
2Nachzahlungen der Genossenschaft fdr Lieferungen oder Leistungen
und Rdckzahlungen von Unkostenbeitr`gen sind wie genossenschaft-
liche Rdckvergdtungen zu behandeln.
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Schrifttum: Henzler, Die genossenschaftliche Rmckvergmtung als Spannen- und Steuer-
problem, ZfB 1951, 354; Kolbe, Ist der Abzug der Warenrmckvergmtung eine Steuerver-
gmnstigung?, EDStZ 1951, 266; Paulick, Warenrmckvergmtung, ihr Wesen und ihre steuer-
liche Behandlung, Neuwied 1951; ders., Kann § 36 KStDV 1949 durch eine
Rechtsverordnung genndert werden?, DB 1951, 578; ders., Warenrmckvergmtung bei Ge-
nossenschaften und Bilanzierungen, ZfgesGenW 1952, 302; Schubert, Warenrmckver-
gmtung an Stelle unterschiedlicher Milchgeldauszahlung bei Molkereigenossenschaften,
Inf. L 1952, 118; Paulick, Warenrmckvergmtung bei Genossenschaften und Bilanznnde-
rung, ZfgesGenW 1952, 309; MKller, Zweifelsfragen zur Warenrmckvergmtung, StuW
1953, 145; Steinhardt, Warenrmckvergmtungen bei Bezugs- und Absatzgenossenschaften,
DStZ 1953, 341; Schubert, Milchgeldnachzahlung, Warenrmckvergmtung, verdeckte Ge-
winnausschmttung, DStZ 1954, 361; Streiber, Warenrmckvergmtung bei Organschaft, DB
1954, 548; Teske, Nichtmitgliedergeschnfte, Rabatte und Warenrmckvergmtungen nach
dem Gesetz zur knderung des Genossenschaftsgesetzes und des Rabattgesetzes, DStR
1954, 337; Friedrich, Verstoßen die Steuervergmnstigungen fmr Genossenschaften gegen
das Grundgesetz?, StuW 1958, 1; Klein, Verstoßen die Steuervergmnstigungen fmr Genos-
senschaften gegen das Grundgesetz?, StuW 1958, 586; Piekut, Zur Berechnung der ab-
zugsfnhigen Warenrmckvergmtung einer Genossenschaft, StWa. 1958, 110; Schubert, Die
Warenrmckvergmtung im Steuerrecht, BB 1959, 225; Greiffenhagen, Genossenschaftliche
Warenrmckvergmtung und Selbstfinanzierung, Wpg. 1960, 638; Westermann/Reinhardt,
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Paulick ua., Die genossenschaftliche Rmckvergmtung, Karlsruhe 1961; Paulick, Waren-
rmckvergmtung (FR-Lexikon), FR 1963, 227; Loitsch, Die Warenrmckvergmtung bei Ge-
nossenschaften mit gemischter Tntigkeit, DB 1971, 500; Mahlmann, Die genossenschaft-
liche Warenrmckvergmtung – eine gewinnmindernde Betriebsausgabe?, DB 1972, 1548;
Lohmar, Vernußerung entbehrlichen Vermqgens bei Verschmelzungen von Genossen-
schaften, DB 1975, 2149; Schiemann, oberlegungen zur genossenschaftlichen Rmckvergm-
tung in der Kqrperschaftsteuerreform, DB 1975, 419; Paulick, Die Besteuerung der Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften nach dem KStRG, ZfgG Bd. 27 (1977), 177;
DJtsch, Zur Streichung der steuerlichen Privilegien der Kreditinstitute durch das Subven-
tionsabbau-Gesetz, DB 1981, 1796; ZKlow/Henze/Schubert/Rosiny, Die Besteuerung
der Genossenschaften, 7. Aufl. Mmnchen 1985; Lange, Kqrperschaftsteuer der Erwerbs-
und Wirtschaftsgenossenschaften, NWB F. 4, 3589 (1989); Otto, Rmckvergmtung bei Ge-
nossenschaftsbanken, Bankinformation 11/1991, 45; Lange, Kqrperschaftsteuer der Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, NWB F. 4, 4116; Lohmar, Das neue Kqrper-
schaftsteuerrecht unter besonderer Beachtung der Gegebenheiten bei Erwerbs- und
Wirtschaftsgenossenschaften (DGRV Schriftenreihe Heft 9), Bonn 2001; Pauka, Kqrper-
schaftsteuer (Gesamtdarstellung), NWB F. 4, 4543 (2001).

I. Die Grundlagen des Genossenschaftswesens

Historischer Hintergrund des Genossenschaftswesens: Das Genossen-
schaftswesen ist eine Erscheinung des deutschen Rechts, die bis in das frmhe
Mittelalter zurmckgeht und damals insbesondere in den Mark- und Deichgenos-
senschaften ihren Ausdruck gefunden hat. Sie beruht auf dem Willen gleichge-
stellter Personen zur Selbsthilfe und Selbstverwaltung. Im 19. Jh. wurden diese
Gedanken von Schulze-Delitzsch und Raiffeisen aufgegriffen und weiterent-
wickelt, im Gegensatz und zum Schutz gegen die mit der fortschreitenden Indu-
strialisierung entstehenden, in erster Linie auf Gewinn bedachten KapGes. Die
erste gesetzliche Regelung findet sich in dem preuß. Ges. v. 27. 3. 1867, das am
4. 7. 1868 als Gesetz des Norddeutschen Bundes verkmndet wurde. Die end-
gmltige Regelung der Rechtsverhnltnisse der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen-
schaften erfolgte durch das Gesetz v. 20. 5. 1898 (RGBl., 810) in der v.
1. 1. 1900 an geltenden Fassung, die – abgesehen von gewissen organisatori-
schen knderungen – bis in die 70er Jahre unvernndert geblieben ist. Mit Wir-
kung v. 1. 1. 1974 ist das Gesetz zur knderung des Gesetzes betreffend die Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften v. 9. 10. 1973 (BGBl. I, 1451) in Kraft
getreten (Gesetzesmaterialien: RegE, BTDrucks. 7/97 sowie Bericht des Rechts-
ausschusses des BT, BTDrucks. 7/659). Die Novelle hatte sich die Aufgabe ge-
setzt, die Rechtsform der eG auf organisationsrechtlichem Gebiet und im Be-
reich der Kapitalausschmttung zu modernisieren, um die Wettbewerbsfnhigkeit
der Genossenschaften gegenmber Unternehmen in einer anderen Rechtsform
aufrecht zu erhalten. Wegen der Einzelheiten s. ZKlow/Henze/Schubert/Rosi-
ny, Die Besteuerung der Genossenschaften, 7. Aufl. 1985, 5; ergnnzend auch
Steding, NZG 2002, 449.
Rechtliche Wesensmerkmale der Genossenschaft: Ihrem rechtlichen Wesen
nach lnßt sich die Genossenschaft weder als KapGes. (AG, GmbH) noch als
PersGes. (OHG, KG) einordnen. Ungenau ist die Bezeichnung „Gesellschaft“
in § 1 GenG. Die Genossenschaft ist keine Gesellschaft iSd. §§ 705 ff. BGB; ihre
Aufgabe ist es nicht, einen gemeinsamen, vertraglich festgelegten Zweck zu fqr-
dern (§ 705 BGB), sondern ihr Zweck ist allein die Fqrderung des Erwerbs oder
der Wirtschaft der Mitglieder durch gemeinschaftlichen Geschnftsbetrieb (§ 1
GenG). Ihr Zweck ist nicht auf Kapitalvermehrung gerichtet, sondern auf Fqr-
derung der Wirtschaft ihrer Mitglieder (RGZ 124, 186). Im Idealfall sollte daher
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die Genossenschaft weder einen Gewinn noch einen oberschuß erzielen, da ihr
gemeinschaftlicher Geschnftsbetrieb so eingerichtet sein sollte, daß er aus-
schließlich den Erwerb oder die Wirtschaft der Mitglieder fqrdert. Damit zeigen
sich aber auch die Schwierigkeiten einer ihren Eigenarten angemessenen Be-
steuerung, und es stellt sich die Frage, ob und in welcher Art und Weise die Ge-
nossenschaften in das KStRecht einzuordnen sind.

Hinweis: Bei der Beurteilung haben auch stets wirtschaftliche, politische Beweggrmnde
mitgewirkt. Unser Wirtschaftssystem ist grundsntzlich auf die Erzielung von Gewinnen
ausgerichtet, wnhrend das deutschrechtliche Genossenschaftswesen als Selbsthilfeein-
richtung von Unternehmen ein Mittel darstellt, um sich gegenmber kapitalistisch ausge-
richteten Unternehmen behaupten zu kqnnen.

II. Aufbau des § 22

Die genossenschaftliche Rmckvergmtung ist eine spezielle, gesetzlich nicht aus-
drmcklich geregelte Form der genossenschaftlichen oberschußverteilung, die
sich auf verschiedene Geschnftssparten (Bezugs-, Absatz-, Leistungs- oder Kre-
ditgeschnfte) beziehen kann (vgl. zB Lang/WeidmKller/Metz/Schaffland,
Komm. zum GenG, 33. Aufl. 1997, § 19 Rn. 42). Sie richtet sich – anders als die
Verteilung des Reingewinns – nicht nach der Anzahl der von dem Mitglied ge-
zeichneten Geschnftsanteile oder nach der Hqhe der Einzahlungen darauf und
ist keine Form der Gewinnverteilung (vgl. zB Lang/WeidmKller/Metz/Schaff-

land aaO, § 19 Rn. 20).
Aufbau des Abs. 1: Zahlungen an die Mitglieder sind gem. Abs. 1 in Anwen-
dung des genossenschaftlichen Fqrderungsauftrags nur insoweit als genossen-
schaftliche Rmckvergmtungen abziehbar, als die dafmr verwendeten Beitrnge im
Mitgliedergeschnft erwirtschaftet worden sind. Zur Feststellung der Hqhe des
abziehbaren Betrags ist vom Einkommen der Genossenschaft vor Verlustabzug
und vor Abzug der genossenschaftlichen Rmckvergmtungen auszugehen. Nach
Korrektur um den Erfolg aus Nebengeschnften ist der verbleibende oberschuß
im Verhnltnis der Mitgliederumsntze zu den Nichtmitgliederumsntzen aufzutei-
len. Der so anteilig auf die Mitgliederumsntze entfallende oberschuß bildet gem.
Abs. 1 Satz 3 die obere Grenze des Abzugs von Zahlungen an Mitglieder als ge-
nossenschaftliche Rmckvergmtung iSd. § 22.
Aufbau des Abs. 2: Neben der betraglichen Begrenzung des Abs. 1 enthnlt
Abs. 2 drei formelle Voraussetzungen der Abziehbarkeit von Zahlungen an die
Mitglieder als genossenschaftliche Rmckvergmtung. Danach muß das Volumen
der genossenschaftlichen Rmckvergmtung nach der Hqhe des Umsatzes zwischen
der Genossenschaft und ihren Mitgliedern bemessen sein, die Auszahlung der
Rmckvergmtung innerhalb von 12 Monaten nach Ende des Wj. erfolgen und ein
in der Satzung verankerter Anspruch der Mitglieder auf Gewnhrung der Rmck-
vergmtung bestehen bzw. ein Beschluß der zustnndigen Gremien der Genossen-
schaft mber die Gewnhrung der Rmckvergmtung vorliegen. Weitere Voraussetzun-
gen fmr den Abzug von Rmckvergmtungen als Betriebsausgaben fordert § 22
nicht. So darf die Gewnhrung genossenschaftlicher Rmckvergmtungen nicht von
weiteren Voraussetzungen abhnngig gemacht werden, zB davon, daß das Mit-
glied seine Zahlungsverpflichtungen gegenmber der Genossenschaft stets
pmnktlich erfmllt und keinen Kredit in Anspruch nimmt. Die Aufrechnung von
genossenschaftlichen Rmckvergmtungen mit Schulden der Genossen an die Ge-
nossenschaft wird dadurch nicht bermhrt.
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III. Rechtsentwicklung des § 22

KStG 1920 v. 30. 3. 1920 (RGBl., 393): § 4 enthielt eine Sondervorschrift fmr die
Genossenschaften. Dort war bestimmt:

„Bei den ... Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften beschrnnkt sich die Steuer-
pflicht auf die Einkmnfte aus Grundbesitz, Kapitalvermqgen und Gewerbebetrieb. Ein
Gewerbebetrieb im Sinne dieser Vorschrift liegt nicht vor bei den Genossenschaften,
wenn der Geschnftsbetrieb sich auf den Kreis der Mitglieder beschrnnkt ... Das gleiche
gilt bei den in ihrer Hauptbestimmung als Zentralen der Genossenschaften wirkenden
Gesellschaften mit beschrnnkter Haftung und Aktiengesellschaften, deren Gesellschaf-
ter ausschließlich oder doch mberwiegend die in Abs. 1 bezeichneten Genossenschaften
sind.“

KStG 1925 v. 10. 8. 1925 (RGBl. I, 208): Die Genossenschaften wurden grund-
sntzlich als Erwerbsgesellschaften und mit ihrem gesamten Einkommen als
Stpfl. behandelt. Nicht zu den Erwerbsgesellschaften gehqrten jedoch die einem
Revisionsverband angeschlossenen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften,
deren Geschnftsbetrieb sich auf den Kreis der Mitglieder beschrnnkte. Vgl. hier-
zu im einzelnen Kennerknecht, KStG 1925 § 4 Anm. 22 ff. Bei diesen Genos-
senschaften wurde der Gewinn aus Gewerbebetrieb nicht besteuert, sie waren
lediglich mit den Einkmnften aus Land- und Forstwirtschaft, aus Kapitalvermq-
gen und aus Vermietung und Verpachtung von unbeweglichem Vermqgen,
Sachinbegriffen und Rechten stpfl.
KStG 1934 v. 16. 10. 1934 (RGBl. I, 1031): Die Genossenschaften wurden
grundsntzlich wie KapGes. fmr voll stpfl. erklnrt. Der RdF wurde jedoch in § 23
ermnchtigt, bestimmten Genossenschaften Steuervergmnstigung zu gewnhren;
vgl. Begr. 1934 unter A 3 (RStBl. 1935, 81 ff.). Fmr die Jahre 1934–1938 wurde
grundsntzlich noch das frmhere Recht aufrechterhalten. Dann machte der RdF
von der Ermnchtigung, im Verordnungswege und durch Verwaltungsanordnun-
gen Steuervergmnstigungen zu gewnhren, Gebrauch.

Hinweis: Dies betrifft die VO mber die KSt. der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen-
schaften (KStGenVO v. 8. 12. 1939, RGBl. I, 2391; RStBl., 1189); RdF-Erl. v.
11. 12. 1939 (RStBl., 1198) mber Neuregelung der KSt. der Erwerbs- und Wirtschafts-
genossenschaften, enthaltend Erlnuterungen und Ergnnzungen zu der KStGenVO;
RdF-Erl. v. 9. 8. 1941 (RStBl., 572) mber die Gleichstellung von Spar- und Darlehnskas-
sen mit Kreditgenossenschaften, wenn das Geld- oder Kreditgeschnft den Hauptge-
schnftszweig darstellt; RdF-Erl.v. 4. 3. 1942 (RStBl., 305) betreffend Hilfsgeschnfte bei
landwirtschaftlichen Nutzungs- und Verwertungsgenossenschaften und Beschrnnkung
auf den Mitgliederkreis bei Kreditgenossenschaften; RdF-Erl. v. 17. 7. 1943 (RStBl.,
805) mber Steuererleichterungen bei Rationalisierungsmaßnahmen im genossenschaft-
lichen Kreditgewerbe; RdF-Erl. v. 1. 10. 1944 (RStBl., 625) mber Vereinfachung in der
Besteuerung der Genossenschaften, der teilweise in Abschn. 27 und 36 KStR 1946
mbernommen wurde. Die britische Militnrregierung regelte außerdem die Besteuerung
der unbeschrnnkt kstpfl. Konsum-Genossenschaften (Konsumvereine) fmr die Zeit v.
1. 1. 1946 bis 20. 6. 1948. Nnheres StuZBl. 1948, 198 und FinMin. Gem. S 2515–56/St
1 B v. 15. 10. 1948.

KStDV 1949 v. 4. 7. 1949 (WiGBl., 183): § 37 bestimmte die Aufhebung der
KStGenVO und ihren Ersatz durch die §§ 33–36 KStDV. Die einzelnen Voraus-
setzungen fmr die stl. Begmnstigung der Warenrmckvergmtungen waren in § 36
KStDV geregelt. Diese Vorschrift wurde durch das BFH-Urt. v. 25. 8. 1953 I
38/53 U (BStBl. III 1954, 36) fmr rechtsunwirksam erklnrt, da eine rechtsgmltige
Ermnchtigung zum Erlaß dieser DV nicht vorgelegen habe.
Ges. zur Neuordnung von Steuern v. 16. 12. 1954 (BGBl. I, 373; BStBl. I,
575): Die Ermnchtigung in § 23 wurde mit Wirkung v. 1. 1. 1955 neu gefaßt.

KStG § 22 Anm. 3 Genossenschaftliche Rmckvergmtung
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Auf dieser Ermnchtigung beruht die Fassung des § 35 KStDV 1955 v.
23. 12. 1954 (BGBl. I, 853).
KStDV 1958 v. 5. 8. 1959 (BGBl. I, 625) und KStDV 1968 v. 26. 3. 1969
(BGBl. I, 270): § 35 KStDV wurde jeweils erneut genndert.
KStG 1977 v. 31. 8. 1976 (BGBl. I, 2597; BStBl. I, 445): Die bisher in § 35
KStDV enthaltene Regelung wurde als § 22 weitgehend unvernndert in das Ge-
setz mbernommen. Die noch in § 23 KStG 1975 enthaltene Ermnchtigung wur-
de damit hinfnllig. Der Begriff „Warenrmckvergmtung“ wurde durch „genossen-
schaftliche Rmckvergmtung“ ersetzt. Ferner wurde im Gesetz festgelegt, auf
welcher rechtlichen Grundlage die Auszahlung von genossenschaftlichen Rmck-
vergmtungen an die Mitglieder erfolgen muß, wenn ein Abzug als Betriebsausga-
be in Betracht kommen soll.
Subventionsabbaugesetz v. 26. 6. 1981 (Art. 11 Nr. 2; BGBl. I, 537; BStBl. I,
523 [528]): § 22 Abs. 3, durch den ein Abzug von genossenschaftlichen Rmckver-
gmtungen bei Kreditgenossenschaften und Zentralkassen ausgeschlossen war,
wurde mit Wirkung ab VZ 1981 gestrichen. Diese knderung steht in engem Zu-
sammenhang mit der durch dasselbe Gesetz erfolgten Streichung der stl. Privile-
gien der Kreditinstitute. Mit dem Wegfall der besonderen StErmnßigung fmr
Kreditgenossenschaften und Zentralkassen mußte diesen Genossenschaften
ebenso wie den anderen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften die Mqg-
lichkeit erqffnet werden, genossenschaftliche Rmckvergmtungen im Rahmen des
§ 22 als Betriebsausgaben abzuziehen (vgl. DJtsch, DB 1981, 1796).

Hinweis: Bis zum VZ 2002 haben sich durch das KStG 1999 v. 22. 4. 1999 (BGBl. I,
817; BStBl. I, 461), das StkndG 2001 v. 20. 12. 2001 (BGBl. I, 3519; BStBl. I 2002, 4)
und das UntStFG v. 20. 12. 2001 (BGBl. I, 3858; BStBl. 2002, 35) keinerlei knderun-
gen zu § 22 ergeben. Die Vorschrift ist seit 1981 unvernndert geblieben.

IV. Bedeutung und Geltungsbereich des § 22

Rechtliche Bedeutung: § 22 ist eine Sondervorschrift fmr Genossenschaften
und regelt den BA-Abzug fmr bestimmte genossenschaftliche Rmckvergmtungen.
Die besondere Bedeutung der Vorschrift liegt darin, daß der rechtliche Charak-
ter der Rmckvergmtungen der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften an ihre
Mitglieder gesetzlich festgelegt wurde. Rmckvergmtungen sind unter den im ein-
zelnen im Gesetz bestimmten Voraussetzungen als Betriebsausgaben abziehbar.
Die bis 1976 bestehenden unterschiedlichen Auffassungen, ob Rmckvergmtungen
als Gewinne oder als gewinnmindernde Betriebsausgaben anzusehen sind, wur-
den vom Gesetzgeber wnhrend der Vorbereitungen zum KStG 1977 nicht be-
rmcksichtigt (vgl. hierzu Mahlmann, DB 1972, 1548 und Schiemann, DB 1975,
419 und die dort angegebene Literatur der gegenteiligen Auffassung). Die Ge-
setzesvorschrift folgt der vor allem von Paulick vertretenen Ansicht, daß Rmck-
vergmtungen bei den Genossenschaften betriebsbedingt sind und durch die Ei-
genart des genossenschaftlichen Geschnftsbetriebs veranlaßt werden und damit
nach § 4 Abs. 4 EStG als Betriebsausgaben anzuerkennen sind; s. auch BFH v.
25. 8. 1953 I 38/53 U (BStBl. III 1954, 36), v. 10. 12. 1975 I R 192/73 (BStBl. II
1976, 351) und v. 9. 3. 1988 I R 262/83 (BStBl. II, 592).
Die Vorschrift des § 22 bermhrt daher zunnchst nicht die allgemeinen Grund-
sntze der Gewinnermittlung; Entsprechendes gilt fmr § 5 Abs. 1 Nr. 14. Soweit
in diesen Bestimmungen Sondervorschriften fmr die StFreiheit oder die Gewinn-
ermittlung vorhanden sind, finden sie nur dann Anwendung, wenn zunnchst die
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allgemeinen, bilanzstrechtlichen Vorschriften beachtet sind, die fmr alle Kauf-
leute gelten. Dies gilt auch fmr die Ermittlung der genossenschaftlichen Rmckver-
gmtungen.
§ 22 ist zwar eine genossenschaftliche Vorschrift, hat jedoch nicht die Funktion
einer die allgemeinen Grundsntze des § 4 Abs. 4 EStG ausschließenden Sonder-
regelung fmr Betriebsausgaben der Genossenschaft bei Leistungsaustauschver-
hnltnissen gegenmber ihren Mitgliedern. Sinn und Zweck des § 22 bestehen da-
her nicht darin, die Abzugsfnhigkeit von Aufwendungen einzuschrnnken, die
bereits nach allgemeinen Grundsntzen Betriebsausgaben iSd. § 4 Abs. 4 EStG
sind.
Wirtschaftliche Bedeutung: Die gen. Rmckvergmtung ist fmr die Waren- und
Dienstleistungsgenossenschaften von einiger Bedeutung sowohl unter dem As-
pekt der Mitgliederfqrderung als auch unter dem Aspekt der Eigenfinanzie-
rungsmqglichkeit der eG (Bildung von Geschnftsguthaben durch Gutschrift
gen. Rmckvergmtungen).
Demgegenmber ist die Anwendung dieses Fqrderinstruments der gen. Rmck-
vergmtung bei Kreditgenossenschaften (in der Form einer Zinsrmckvergmtung)
derzeit noch eher unbedeutend (vgl. i.e. Anm. 31 sowie Manewald, Zinsrmck-
vergmtungen bei Bankgenossenschaften der Primnrstufe als Chance genossen-
schaftsspezifischer Eigenkapitalbildung, 1988, 52 u. 153 ff.).
Pers^nlicher Geltungsbereich: § 22 findet sowohl auf stpfl. (iSv. § 1 Abs. 1
Nr. 2) wie auch auf (ggf. partiell) stbefreite Genossenschaften (gem. § 5 Abs. 1
Nr. 14) Anwendung. Wegen der Rechtsfolgen aus „mberhqhten“ Rmckvergmtun-
gen sei i.e. auf die Erl. in Anm. 15 ff. verwiesen.
Sachlicher Geltungsbereich: Da die Genossenschaften als Kaufleute gelten
(§ 17 Abs. 2 GenG), haben sie gem. den handelsrechtlichen Vorschriften Jahres-
abschlmsse aufzustellen (§§ 264 Abs. 2, 265–288, 336 Abs. 2 Satz 1 sowie 337–
339 HGB). Dabei werden gen. Rmckvergmtungen als Geschnftsvorfnlle behandelt
(zB Erlqsschmnlerungen bei Bezugs- und Einkaufsgenossenschaften, Aufwen-
dungen fmr bezogene Waren bei Absatz- und Verwertungsgenossenschaften).
Gem. § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG wirken sich diese handelsrechtlichen Vorgaben auf
das StBilanzergebnis und sodann auch auf das kstl. Einkommen aus (vgl. insbes.
§ 8 Abs. 3 Satz 2 sowie Abschn. 66 Abs. 16 KStR).

V. Verh`ltnis zu anderen Vorschriften

1. Verh`ltnis zu anderen Vorschriften des KStG

Verh`ltnis zu § 1 Abs. 1 Nr. 2: Diese Vorschrift regelt die unbeschrnnkte
KStPflicht der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften. Sie trifft damit die
Rechtsform, fmr die § 22 gilt.
Verh`ltnis zu § 3 Abs. 2: Die angesprochenen Hauberg-, Wald-, Forst- und
Laubgenossenschaften sind keine Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften
(vgl. § 1 Anm. 28). Die auf Rmckvergmtungen der Erwerbs- und Wirtschaftsge-
nossenschaften beschrnnkte Vorschrift des § 22 hat daher im Anwendungsbe-
reich des § 3 Abs. 2 keine Bedeutung.
Verh`ltnis zu § 5 Abs. 1 Nr. 14: vgl. § 5 Anm. 431.
Verh`ltnis zu § 8 Abs. 3: § 22 dient der Abgrenzung zwischen der Vorschrift
des § 4 Abs. 4 EStG mber Betriebsausgaben und der des § 8 Abs. 3 mber ver-
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deckte Gewinnausschmttungen bei genossenschaftlichen Rmckvergmtungen (vgl.
Abschn. 66 Abs. 16 KStR).
Verh`ltnis zu § 13: vgl. § 13 Anm. 6.
Verh`ltnis zu § 25: § 22 wirkt sich auf den stl. Gewinn, die Freibetragsregelung
des § 25 dagegen auf das zu versteuernde Einkommen aus (vgl. § 7 Abs. 2).
Verh`ltnis zu §§ 27–47 (KStG aF): Da die nach § 22 nichtabziehbaren Teile
der genossenschaftlichen Rmckvergmtungen verdeckte Gewinnausschmttungen
sind, wurde bei Abfließen der Leistung bis einschließlich VZ 2000 bei kalender-
jahrgleichem Wj. das Anrechnungsverfahren gem. §§ 27–47 aF ausgelqst. Bei
Abfließen der Leistung in 2001 kann ggf. eine KStMinderung oder KStErhq-
hung gem. § 37 bzw. § 38 nF eintreten. Ab 2002 ist außerdem § 3c EStG zu be-
achten.

2. Verh`ltnis zu den Vorschriften des EStG

Verh`ltnis zu § 4 Abs. 4 EStG: § 22 regelt, inwieweit die den Genossen ge-
wnhrten Rmckvergmtungen unter den Betriebsausgabenbegriff des § 4 Abs. 4
EStG fallen und inwieweit sie zu den verdeckten Gewinnausschmttungen (vGA)
iSd. § 8 Abs. 3 gehqren. Rmckvergmtungen an Nichtmitglieder sind stets Be-
triebsausgaben.
Verh`ltnis zu § 20 EStG: Die nach § 22 nicht als Betriebsausgaben abziehba-
ren Teile der genossenschaftlichen Rmckvergmtungen fmhren als vGA bei den
rmckvergmtungsberechtigten Mitgliedern zu Gewinnanteilen aus Erwerbs- und
Wirtschaftsgenossenschaften und damit zu Einnahmen aus Kapitalvermqgen
iSd. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG, soweit hierfmr nicht Einlagen iSd. § 27 KStG nF als
verwendet gelten. Die Bezmge aus der Vermqgensverteilung nach der Auflqsung
einer Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft sind bei den Mitgliedern als Ein-
nahmen aus Kapitalvermqgen iSd. § 20 Abs. 1 Nr. 2 EStG zu erfassen, soweit
hierfmr verwendbares Eigenkapital mit Ausnahme von Teilbetrngen iSd. § 27
KStG nF als verwendet gilt.
Soweit die Geschnftsguthaben bei den Mitgliedern zum Betriebsvermqgen gehq-
ren, erhqhen die auf den genossenschaftlichen Rmckvergmtungen beruhenden
Einnahmen aus Kapitalvermqgen nach § 20 Abs. 3 EStG den Gewinn der Mit-
glieder.
Verh`ltnis zu § 36 Abs. 2 EStG: Auf die ESt./KSt. der Genossen sind anzu-
rechnen
– die KapErtrSt., die von den Teilen der Rmckvergmtungen einbehalten worden
ist, die nach § 22 vGA sind (§ 36 Abs. 2 Nr. 2 EStG), und

– bis einschließlich VZ 2000 die anrechenbare KSt., die nach der Steuerbeschei-
nigung iSd. § 44 aF auf den Teilen der Rmckvergmtungen lastet, die nach § 22
vGA sind (§ 36 Abs. 2 Nr. 3 EStG).

Verh`ltnis zu den §§ 43–45b EStG: Die Teile der Rmckvergmtungen, die nach
§ 22 vGA sind, unterliegen nach §§ 43–45b der KapErtrSt. in Hqhe von 20 vH.
Der Zinsabschlag (30 vH) ist bei einer eG auch dann zu erheben, wenn die Kap-
ErtrSt. auf Dauer hqher wnre als die gesamte festzusetzende KSt., weil die eG
ihre Geschnftsmberschmsse an ihre Mitglieder rmckvergmtet (BFH v. 10. 7. 1996
I R 84/95, BStBl. II 1997, 38).
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3. Verh`ltnis zu den Vorschriften des GewStG

Verh`ltnis zu § 2 Abs. 2 Nr. 2 GewStG: § 2 Abs. 2 Nr. 2 GewStG erklnrt die
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften allein wegen ihrer Rechtsform zum
Gewerbebetrieb. Er trifft damit die Rechtsform, fmr die § 22 gilt.
Verh`ltnis zu § 7 GewStG: § 22 gehqrt zu den Vorschriften des KStG, die
nach § 7 GewStG auch fmr die Ermittlung des Gewinns als Grundlage des Ge-
werbeertrags maßgebend sind (glA Abschn. 43 Abs. 1 GewStR).

Einstweilen frei.

Erl`uterungen zu Abs. 1:
Betriebsausgabenabzug fdr genossenschaftliche Rdckvergdtung

I. Betriebsausgabenabzug fdr Rdckvergdtungen der
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften an ihre Mitglieder

dem Grunde nach (Abs. 1 Satz 1)

1. aberblick

Die Vorschrift des § 22 mber die genossenschaftliche Rmckvergmtung ist Ausfluß
des spezifischen genossenschaftlichen Fqrderauftrags. Sie definiert die Voraus-
setzungen fmr die Abziehbarkeit von Rmckvergmtungen an die Mitglieder der ein-
getragenen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft als BA. Rmckvergmtungen
sind durch den Betrieb der Genossenschaft veranlaßt und nach § 4 Abs. 4 EStG
im Rahmen der stl. Gewinnermittlung abziehbare BA (vgl. auch Kirchhof, Die
Eigenstnndigkeit der Genossenschaft als Steuerrechtssubjekt, 1980, 15). Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sind wegen des vom Gesetzgeber er-
teilten Fqrderungsauftrags nicht mit anderen Kqrperschaften vergleichbar. Die
stl. Sonderregelung des § 22 KStG ist daher sachgerecht und mit Verfassungs-
recht in Einklang (BFH v. 10. 12. 1975 I R 192/73, BStBl. II 1976, 351). Der
BFH fmhrt in seinem Urteil ausdrmcklich aus, daß eG und KapGes. nicht ver-
gleichbar sind. Zwar sind auf beide Gesellschaftsformen im Prinzip die gleichen
Besteuerungsvorschriften anwendbar, doch durfte der Gesetzgeber nach Auffas-
sung des Gerichts bermcksichtigen, daß die eG – wirtschaftlich gesehen – eine
Hilfsfunktion fmr die gewerbliche Betntigung ihrer Mitglieder ausmben und sich
ihrer Struktur und ihrem Wesen nach wesentlich von KapGes. unterscheiden.
Aufgrund dieser Unterscheidung hnlt der BFH einen Verstoß gegen den Gleich-
heitsgrundsatz, gegen den Grundsatz der Freiheit der Berufswahl und gegen das
Sozialstaatsprinzip aufgrund der Mqglichkeit, gen. Rmckvergmtungen steuermin-
dernd zu bermcksichtigen, nicht fmr gegeben.
Kriterien des Betriebsausgabenabzugs: Die genaue Regelung mber die einzel-
nen Voraussetzungen des Betriebsausgabenabzugs findet sich zunnchst in Abs. 1
Satz 1. Danach kqnnen genossenschaftliche Rmckvergmtungen nur insoweit aner-
kannt werden, als die dafmr verwendeten Betrnge im Mitgliedergeschnft erwirt-
schaftet worden sind. Die in diesem Bereich erwirtschafteten Betrnge bilden die
obere Grenze fmr den Abzug als Betriebsausgaben (Abs. 1 Satz 3). Mitgliederge-
schnfte iSd. Vorschrift sind nur Zweckgeschnfte mit Mitgliedern und die hiermit
zusammenhnngenden Gegengeschnfte (vgl. Abschn. 66 Abs. 1 KStR). Zweckge-
schnfte mit Mitgliedern in diesem Sinne sind alle Geschnfte, die der Erfmllung
des satzungsmnßigen Gegenstands des Unternehmens der Genossenschaft die-
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nen und die Fqrderung des Erwerbs und der Wirtschaft der Mitglieder be-
zwecken.
Abgrenzung zur verdeckten Gewinnausschdttung: Soweit Leistungen der
Genossenschaft nach den allgemeinen Grundsntzen des § 4 Abs. 4 EStG als Be-
triebsausgaben anzuerkennen sind, weil zB die Genossenschaft ihren Mitglie-
dern angemessene Kaufpreise fmr gelieferte Waren zahlt, scheidet eine vGA aus.
Die genossenschaftsspezifische Regelung des § 22 hat nicht den Zweck, den all-
gemeinen Betriebsausgabenbegriff des § 4 Abs. 4 EStG einzuschrnnken. Liegen
allerdings Leistungen der Genossenschaft an ihre Mitglieder vor, die weder nach
§ 22 noch nach den allgemeinen Grundsntzen des § 4 Abs. 4 EStG als Betriebs-
ausgaben zu qualifizieren sind, ist von einer vGA auszugehen. Da ausschließlich
die Mitglieder aus dem oberschuß der Genossenschaft nach Ablauf des Wj.
Rmckvergmtungen oder Nachzahlungen als Zuwendungen erhalten, war abzu-
grenzen, inwieweit einerseits betrieblich veranlaßter Aufwand vorliegt und in
welchen Fnllen andererseits rmckvergmtete oder nachgezahlte Betrnge aus dem
oberschuß an die Mitglieder als vGA iSv. § 8 Abs. 3 Satz 2 zu qualifizieren sind
(BFH v. 24. 8. 1983 I R 16/79, BStBl. II 1984, 273 sowie v. 9. 3. 1988 I R 262/
83, BStBl. II, 592).

2. Genossenschaftliche Rdckvergdtung

Abs. 1 Satz 1 regelt, daß bestimmte „Rmckvergmtungen der Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaften“ an ihre Mitglieder als BA abziehbar sind. Man spricht
insoweit von genossenschaftlichen Rmckvergmtungen.
Hintergrund genossenschaftlicher Rdckvergdtungen: Genossenschaften
dmrfen nicht wie KapGes. jeden beliebigen Zweck verfolgen. Ihre Zielsetzung
besteht auch nicht ausschließlich in der Fqrderung wirtschaftlicher Zwecke fmr
die Mitglieder. Die durch § 1 Abs. 1 GenG vorgegebene Zielvorstellung ver-
pflichtet die Genossenschaften vielmehr zur Fqrderung des Erwerbs oder der
Wirtschaft der Mitglieder mittels gemeinschaftlichen Geschnftsbetriebs. Genos-
senschaften kommt damit aufgrund des gesetzlich verankerten Fqrderprinzips
primnr die Funktion eines Hilfsbetriebs fmr die Mitglieder zu, erst sekundnr des
Erzielens einer Kapitalrendite. Daraus folgt, daß der Geschnftsbetrieb von Ge-
nossenschaften nicht primnr auf die Erzielung von Gewinnen, sondern auf die
Verschaffung von Ersparnissen fmr die Mitglieder, die in einem Leistungsaus-
tausch mit der Genossenschaft stehen, gerichtet ist. Die Gewinnerzielung hat
fmr die Genossenschaften insofern Bedeutung, als Gewinne fmr die Durchfmh-
rung ihres Geschnftsbetriebs erforderlich sind. In Ausprngung des gesetzlichen
Leitbilds der Genossenschaft sind die Mitglieder nicht nur Trnger der Genossen-
schaft, sondern stehen mit ihr darmber hinaus auch in Leistungsaustauschbezie-
hungen. Die mitgliedschaftsrechtliche Gebundenheit der Rmckvergmtung ist not-
wendige Voraussetzung fmr die vertragliche Lieferbeziehung. Die Mitgliedschaft
steht nicht mber den Leistungen. Vielmehr ist das Mitgliedschaftsverhnltnis
mehrschichtig und in seinen fmr die Rmckvergmtung maßgebenden Beziehungen
auch ein entgeltbezogenes und gegebenenfalls auch umsatzsteuerbares Lei-
stungsaustauschverhnltnis. Gegenleistung ist das Entgelt, das durch die Leistung
als gewollt, erwartet oder erwartbar ausgelqst wird, so daß die wechselseitig er-
brachten Leistungen innerlich verbunden sind (BFH v. 7. 5. 1981 V R 47/76,
BStBl. II, 495; v. 25. 11. 1986 V R 109/78, BStBl. II 1987, 228). oberschmsse,
die im gemeinsamen Geschnftsbetrieb erwirtschaftet werden, sind nicht als Ge-
winne anzusehen. Ihre Auszahlung als Rmckvergmtung wird daher gem. § 19
GenG auch nicht als Gewinnverteilung gewertet. Genossenschaftliche Rmckver-
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gmtungen sind rechtlich und wirtschaftlich ihrem Gehalt nach als Berichtigung
des zunnchst vorsichtig kalkulierten Leistungsentgelts im Mitgliedergeschnft zu
werten. Die Mitglieder erhalten damit nur das ausgezahlt, was sie unter Zu-
grundelegung einer Nach-Kalkulation im vorhinein zuviel bezahlt haben.
Die Rmckvergmtung ist ihrem wirtschaftlichen Gehalt nach die Rmckgewnhr des
mit Einverstnndnis und Zustimmung der Mitglieder zunnchst zu hoch kalkulier-
ten Kaufpreises an sie in ihrer doppelten Eigenschaft als Kunde und Trnger des
genossenschaftlichen Unternehmens und von dem Gewinnbegriff des § 19
GenG zu unterscheiden. Die Ersparnisse werden somit auf Grundlage einer
Nachkalkulation ermittelt.
Die Rmckvergmtung wird nicht aufgrund jedes einzelnen mit der Genossenschaft
getntigten Umsatzes, sondern nach dem Gesamtergebnis eines Geschnftsjahrs
nach Abzug der betrieblichen Aufwendungen ermittelt.
Abgrenzung gegendber Preiskorrekturen: Wnhrend die Rmckvergmtungen
nachtrnglich aus dem oberschuß des Mitgliedergeschnfts nach Abschluß des Wj.
errechnet werden, wurden Preisnachlnsse bereits vor oder bei Abschluß des
Rechtsgeschnfts vereinbart (Abschn. 66 Abs. 2 KStR). Die Verwaltungsanwei-
sung will die Preisnachlnsse im weiteren Sinne (Rabatt fmr das einzelne Kaufge-
schnft, Bonus fmr einen Umsatz-Zeitabschnitt, auch Umsatz-Treueprnmien usw.)
abgrenzen von den genossenschaftlichen Rmckvergmtungen. Sie erwnhnt in
Satz 3 aber lediglich eines der mqglichen Abgrenzungsmerkmale, den Zeitpunkt
der jeweiligen Rmckvergmtung bzw. Beschlußfassung. Da aber „Preisnachlnsse“
auch jnhrlich abgerechnet und gezahlt werden kqnnen, andererseits genossen-
schaftliche Rmckvergmtungen auch bereits vor Jahreschluß sowohl dem Grunde
wie der Hqhe nach beschlossen werden, hat dieser alleinige Abgrenzungshinweis
keine entscheidende Aussagekraft.
Es bereitet in der Steuerpraxis Schwierigkeiten, betrieblich bedingte Zuwendun-
gen an die Mitglieder-Kunden der Genossenschaft von mitgliederrechtlich be-
dingten vGA abzugrenzen. Der Gesetzgeber hat aus diesem Grund § 22 ge-
schaffen. Er regelt „idealtypisch“ eine Genossenschaft, die ausschließlich
Mitgliedergeschnfte durchfmhrt. In diesem Fall schmttet die Genossenschaft in-
soweit an ihre Mitglieder verdeckt Gewinn aus, als sie oberschmsse aus Neben-
geschnften oder Nichtmitglieder-Zweckgeschnften den Mitgliedern zuwendet
(vgl. hierzu Anm. 17). Ist wie im Normalfall zB bei einer Einkaufsgenossen-
schaft satzungsmnßig das Nichtmitgliedergeschnft zugelassen, muß sichergestellt
sein, daß die Genossenschaft oberschmsse aus diesen Nichtmitgliedergeschnften
ihren Mitgliedern nicht als abziehbare BA zuwendet. Dies wird mit der in Abs. 1
vorgeschriebenen Umsatzaufteilung erreicht.
Außerhalb der Geltendmachung des § 22 darf die Genossenschaft selbstver-
stnndlich mit ihren Mitglieder-Kunden Preisvereinbarungen treffen, die sie wett-
bewerbsfnhig erhalten. Sie darf dabei nur nicht ihre Nichtmitglieder gegenmber
den Mitgliedern benachteiligen. Der prozentuale Anteil der Nichtmitgliederge-
schnfte hat bei Genossenschaften aber bei weitem nicht die Bedeutung wie bei
KapGes. Preisnachlnsse, wie Rabatte oder Umsatzprnmien (als Jahresboni bzw.
Treueprnmien) sind abziehbare BA, ohne daß die besonderen Voraussetzungen
des § 22 vorliegen mmssen. (wegen der Behandlung im Jahresabschluß vgl. WP-
Handbuch 2000 Bd. 1, Abschn. F Rn. 393).
Rabatte werden in der Form eines Preisnachlasses nach dem Preis des einzel-
nen oder mehrerer Rechtsgeschnfte berechnet. Sie bewirken infolge ihrer Preis-
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ermnßigung eine Gewinnminderung, sie sind aber unabhnngig von dem Jahres-
ergebnis. Die Rabatte sind preis-, Rmckvergmtungen umsatzbezogen.
Umsatzboni haben nußerlich khnlichkeit mit den Rmckvergmtungen. Sie wer-
den von den Genossenschaften ihren Abnehmern (Kunden) am Schluß einer
bestimmten Abrechnungsperiode gewnhrt. Eine Abgrenzungsmethode hat die
FinVerw. in FinMin. Nds. v. 25. 2. 1970 (StEK KStG § 22 Nr. 86 = EDStZ
1970, 131) wie folgt gefunden:

„Danach sind bei Genossenschaften Umsatzprnmien, Boni und andere im Einzelge-
schnft nachtrnglich gewnhrte Preisnachlnsse als abziehbare BA anzusehen, wenn sie

– handelsmblich sind,
– im voraus zugesagt sind,
– Mitgliedern und Nichtmitgliedern nach gleichen Grundsntzen ohne Rmcksicht auf das
Jahresergebnis gewnhrt werden und

– mindestens jnhrlich abgerechnet werden“.

3. Rdckvergdtungen „an ihre Mitglieder“

Die Bevorzugung der Mitglieder gegenmber den Nichtmitgliedern der Genos-
senschaft basiert auf dem gesetzlichen Fqrderauftrag iSv. § 1 GenG. Auf die Ge-
wnhrung von Rmckvergmtungen haben die Mitglieder einen auf gesellschafts-
rechtlicher Ebene begrmndeten Anspruch, wenn sie den gemeinschaftlichen
Geschnftsbetrieb leistungsaustauschbezogen nutzen.
Mitgliedschaftsbezogene Rdckvergdtung ist sachgerecht: Der auf dem
Mitgliedschaftsrecht basierende und durch die Inanspruchnahme des gemein-
schaftlichen Geschnftsbetriebs konkretisierte Anspruch auf die Gewnhrung von
Rmckvergmtungen sowie die Bevorzugung von Mitgliedern gegenmber Nichtmit-
gliedern bei Genossenschaften kqnnte allerdings auch zu dem Schluß fmhren,
daß genossenschaftliche Rmckvergmtungen grds. den Charakter von Gewinnaus-
schmttungen haben. § 22 entfaltete dann konstitutive Wirkung. Diese Auslegung
trngt jedoch dem spezifischen, gesetzlich vorgeschriebenen Verbandszweck der
Genossenschaften – Fqrderung des Erwerbs und der Wirtschaft der Mitglieder
durch gemeinschaftlichen Geschnftsbetrieb – nicht Rechnung. Danach besteht
die genossenschaftliche Aufgabe, wie zB bei Molkereigenossenschaften, in der
Zusammenfassung der Wirtschaftskraft ihrer Mitglieder und der Vermittlung
der sich hieraus ergebenden Marktvorteile an die Genossen bezogen auf das
Zweckgeschnft (Milchankauf). Die Vermittlung dieser Vorteile, nicht die Erzie-
lung von Gewinnen, ist primnrer genossenschaftlicher Zweck. Wenn aber nicht
die Erzielung von Gewinnen Hauptzweck ist, dann wnre es denkgesetzlich un-
stimmig, den Genossen – in Verfolgung des gesetzlich vorgeschriebenen Ver-
bandszwecks – eingernumte, besonders gmnstige Konditionen als Gewinn der
Genossenschaft anzusehen. Genossenschaftliche Rmckvergmtungen mmssen da-
her grds. als durch den genossenschaftlichen Betrieb veranlaßt und damit als BA
angesehen werden.
Genossenschaftsbezogene Typisierung des Betriebsausgabenbegriffs:
Die in § 22 vorgenommene Abgrenzung genossenschaftlicher Rmckvergmtungen
erweist sich im Ergebnis als eine Typisierung des allgemeinen BA-Begriffs des
§ 4 Abs. 4 EStG fmr Genossenschaften, die deren besonderem Fqrderungszweck
Rechnung trngt (Herzig, DB 1990, 606). Sie macht die strechtliche Beurteilung
berechenbarer in der Praxis.
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4. Rdckvergdtungen als Betriebsausgaben abziehbar

a) aberblick

Die genossenschaftsstrechtliche Vorschrift des Abs. 1 enthnlt den Grundsatz,
daß abziehbare BA dann vorliegen, wenn die fmr genossenschaftliche Rmckver-
gmtungen verwendeten (oberschuß-)Betrnge im Mitgliedergeschnft vereinnahmt
worden sind. Zur Ermittlung des so ermittelten Hqchstbetrags wird gesetzlich
festgelegt, nach welchem Maßstab der oberschuß im Absatzgeschnft bei Ab-
satz-, Verwertungs- und Produktionsgenossenschaften bzw. im Bezugsgeschnft
sowie im Leistungsgeschnft (zB bei Einkauf-, Bezugs-, Produktiv- und Agrarge-
nossenschaften oder bei Nutzungs- und Werkleistungsgenossenschaften) aufzu-
teilen ist. Schließlich wird der Begriff „oberschuß“ iSv. Abs. 1 Satz 2 als das um
den Gewinn aus Nebengeschnften geminderte Einkommen der Genossenschaft
definiert, vor Bermcksichtigung der genossenschaftlichen Rmckvergmtung und
des Verlustabzugs.
Weitere Voraussetzungen des Betriebsausgabenabzugs: Des weiteren ist
als Voraussetzung fmr den BA-Abzug der genossenschaftlichen Rmckvergmtun-
gen in § 22 KStG geregelt, daß Rmckvergmtungen – unter Bemessung nach der
Hqhe der Umsntze zwischen Mitglied und Genossenschaft – bezahlt sein mms-
sen (§ 22 Abs. 2 Satz 1 GenG). Darmber hinaus muß das Mitglied der Genossen-
schaft einen einklagbaren Rechtsanspruch auf Rmckvergmtung haben, den nur
eine Satzungsvorschrift, ein Beschluß der General- bzw. Vertreterversammlung
oder die Rechtsgrundlage eines den Mitgliedern bekanntgegebenen Beschlusses
der Verwaltungsorgane (Vorstand und Aufsichtsrat) der Genossenschaft – mit
satzungsmnßiger Ermnchtigung – vermitteln kqnnen.
Verschiedene Arten von Rdckvergdtungen: Der Begriff der genossenschaft-
lichen Rmckvergmtung enthnlt nicht nur die an die Mitglieder zB im Bezugsge-
schnft der Bezugsgenossenschaften rmckvergmteten Betrnge, sondern als weitere
Bestandteile auch Nachzahlungen der Genossenschaft fmr Lieferungen der Mit-
glieder im Absatzgeschnft der Absatz- und Verwertungs- und Produktionsge-
nossenschaften, sowie Rmckzahlungen von Leistungsentgelten oder Unkosten-
beitrngen im Nutzungs-, Dienst-, Werkleistungs- oder Beratungsgeschnft von
Genossenschaften. Wegen des Verhnltnisses von § 22 KStG zu § 4 Abs. 4 EStG
vgl. Anm. 10.
Abgrenzung der genossenschaftlichen Rdckvergdtung zur verdeckten
Gewinnausschdttung: Die Genossenschaft kann Leistungen im Rahmen des
Mitgliedergeschnfts als genossenschaftliche Rmckvergmtung oder als BA fmr be-
zogene Leistungen erbringen. Leistungen der Genossenschaft sind als vGA zu
qualifizieren, wenn außerhalb der mitgliedschaftsrechtlichen Ergebnisverwen-
dung (Verteilung des oberschusses) eine Vermqgensminderung oder eine ver-
hinderte Vermqgensmehrung bei ihr eintritt, die ihre Ursache im Mitgliederver-
hnltnis zur eG hat und keine Rmckvergmtung ist.
Soweit die Vermqgensminderung oder die verhinderte Vermqgensmehrung bei
der eG also auf einer genossenschaftlichen Rmckvergmtung beruht, ist eine vGA
ausgeschlossen. Auch die Einrnumung unmblich gmnstiger Konditionen ist eine
dem genossenschaftsrechtlichen Fqrderauftrag entsprechende oberschußvertei-
lung, soweit die Leistung der eG im Mitgliedergeschnft durch Abs. 1 Satz 3 ab-
gedeckt ist (BFH v. 8. 3. 1988 I R 262/83, BStBl. II 1990, 592).
Werden allerdings im Nichtmitgliedergeschnft erwirtschaftete oberschmsse fmr
eine Rmckvergmtung verwendet, oder sind die Formalvoraussetzungen des
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Abs. 2 Satz 1 nicht eingehalten, so ist im Einzelfall zu prmfen, ob Marktpreise
vorliegen (unter fremden Dritten mblich) und die Leistungen demzufolge gem.
§ 4 Abs. 4 EStG oder gem. § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG zu behandeln sind (im ein-
zelnen vgl. Herzig, DB 1990, 607).
Soweit eine Genossenschaft somit neben ihrer zweckgeschnftlichen Betntigung
auch Nebengeschnfte ausfmhrt und damit oberschmsse erzielt, wird sie partiell
wie eine Erwerbsgesellschaft tntig und die Geschnftsfmhrung hat gemnß den Kri-
terien der BFH-Rspr. zur vGA (BFH v. 11. 10. 1989 I R 208/85, BStBl. II 1990,
89) darauf zu achten, daß sich in diesem Bereich keine Vermqgensminderungen
bzw. unterlassenen Vermqgensmehrungen ergeben, weil mit Rmcksicht auf das
Mitgliedschaftsverhnltnis Teile des oberschusses in versteckter Form als Verwer-
tungserlqs an die Mitglieder weitergeleitet worden sind. Diese Aussage folgt
dem oben schon dargestellten Grundsatz bei der Betntigung der eG in dem Be-
reich der Nichtmitgliedergeschnfte.
Ausgehend von einer Definition eines Hilfsgeschnfts sind als Nebengeschnfte
solche Betntigungen anzusehen, die nicht notwendigerweise mit dem Zweckbe-
trieb in Zusammenhang stehen und, isoliert betrachtet, ausschließlich dem
Zweck dienen, der Genossenschaft zusntzliche Einnahmen/Ertrnge zu verschaf-
fen (zB Gelegenheitsgeschnfte).
Wenn zB eine Genossenschaft ihre Fahrzeuge auch fmr Transporte betreffend
andere Unternehmen gegen Entgelt einsetzt, um die Leerstandzeiten ihrer Fahr-
zeuge nach der eigenbetrieblichen Verwendung zu mberbrmcken, sind darin Ne-
bengeschnfte zu sehen, die in keinem zwangslnufigen Zusammenhang mit der
zweckgeschnftlichen Betntigung stehen. Werden die oberschmsse aus einer sol-
chen Betntigung in versteckter Form als Verwertungserlqs an die Mitglieder
„weitergeleitet“, liegt darin eine vGA (im einzelnen vgl. Schulte, Die Mitglieder-
fqrderung durch Genossenschaften im System des Ertragsteuerrechts, 1985,
136 ff.).

b) Abbildung der Rdckvergdtung in Jahresabschluß und steuerlicher
Gewinnermittlung

Die Gewnhrung der Rmckvergmtung an die Mitglieder lqst fmr den Jahresab-
schluß und die StBil. verschiedene Fragestellungen aus. Im Vordergrund steht
dabei die Untersuchung, unter welchen Voraussetzungen die eG eine Verbind-
lichkeitsrmckstellung zu bilden hat. Ferner geht es darum, die Voraussetzungen
fmr die Aktivierung einer Forderung der Mitglieder auf Rmckvergmtung fmr den
Fall aufzuzeigen, daß zB eine Warengenossenschaft einen solchen Anspruch ge-
gen ihre Hauptgenossenschaft hat. Ferner sind die Kriterien einer Bilanzberich-
tigung relevant fmr den Fall der Auskehrung von Betriebsprmfungsmehrergebnis-
sen in der Form einer genossenschaftlichen Rmckvergmtung.
Passivierung als Rdckstellung: Eine nach § 22 als BA abziehbare genossen-
schaftliche Rmckvergmtung ist bei der gewnhrenden Genossenschaft hinsichtlich
der Ermittlung des Steuerbilanzgewinns des Jahres, fmr das sie gewnhrt wird, als
Rmckstellung zu passivieren, wenn sie nach Ablauf des Wj. (spntestens bei Fest-
stellung der Bilanz durch die General- oder die Vertreterversammlung) dem
Grunde nach beschlossen wird (BFH v. 8. 11. 1960 I 152/59 U, BStBl. III, 523;
Abschn. 66 Abs. 3 KStR). Ebenso muß auch die auf die genossenschaftliche
Rmckvergmtung (Nachzahlung) entfallende USt. passiviert werden. Im Bezugsge-
schnft mindert die auf die genossenschaftliche Rmckvergmtung entfallende USt.
die UStSchuld der Genossenschaft (§ 17 UStG).
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Aktivierung des Rdckvergdtungsanspruchs: ober den Zeitpunkt der Akti-
vierung des Rmckvergmtungsanspruchs entschied der BFH in seinem Urt. v.
12. 3. 1984 (IV R 112/81, BStBl. II, 554): Sieht im zu entscheidenden Fall die
Satzung der Genossenschaft vor, daß der oberschuß aus dem Mitgliedergeschnft
oder ein bestimmter bzw. bestimmbarer Teil dieses oberschusses als genossen-
schaftliche Rmckvergmtung an die Mitglieder auszuschmtten ist, so ist es der
Genossenschaft verwehrt, mber die Verwendung des oberschusses aus dem Mit-
gliedergeschnft frei zu verfmgen. Sie muß diesen als genossenschaftliche Rmck-
vergmtung an die Mitglieder ausschmtten. Ein Anspruch der einzelnen Mitglieder
gegen die Genossenschaft auf genossenschaftliche Rmckvergmtung entsteht da-
mit dem Grunde nach bereits mit Ablauf der Rechnungsperiode, fmr die der
oberschuß aus dem Mitgliedergeschnft zu ermitteln ist, idR also mit Ablauf des
Geschnftsjahrs. Dazu ist es nicht erforderlich, daß sich die Hqhe des Rmckver-
gmtungsanspruchs im einzelnen betragsmnßig bereits aus der Satzung ergibt. Es
reicht aus, daß die Satzung einen bestimmbaren Anspruch einrnumt.
Fmr die Buchung und Bilanzierung einer Forderung kommt es somit darauf an,
wann diese wirtschaftlich entstanden ist. Bei Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen ist dies (unabhnngig von der zivilrechtlichen Entstehung) der Zeit-
punkt der Leistung. Im vorliegenden Fall ist es die erfolgreiche Tntigkeit der Ge-
nossenschaft im Ablauf des Geschnftsjahrs. Durch sie ist der Anspruch der Mit-
glieder wirtschaftlich verursacht und damit entstanden.
Weitere Einzelfragen: Nachtrngliche Gewinnerhqhungen aufgrund einer Be-
triebsprmfung kqnnen als genossenschaftliche Rmckvergmtungen stl. als BA be-
rmcksichtigt werden, wenn der Mehrgewinn in der HBil. ausgewiesen wird und
ein entsprechender Gewinnverteilungsbeschluß der Generalversammlung er-
folgt (Abschn. 66 Abs. 6 KStR).
Die Mitglieder der Genossenschaft kqnnen in der Generalversammlung be-
schließen, mber eine im abgelaufenen Wj. gewnhrte Rmckvergmtung hinaus den
Mitgliedern einen weiteren Betrag als Rmckvergmtung zuzuwenden. Wird das
Einkommen der Genossenschaft also aufgrund einer stl. Außenprmfung nach-
trnglich erhqht (vgl. Abschn. 66 Abs. 11 KStR), so kann der Mehrgewinn, soweit
er einen im Mitgliedergeschnft erwirtschafteten oberschuß darstellt, als Rmckver-
gmtung an die Mitglieder nachtrnglich ausgeschmttet werden. Dies ist allerdings
nur dann zulnssig, wenn der Mehrmberschuß in einer nach den Vorschriften des
GenG gennderten HBil. ausgewiesen und ein entsprechender Gewinnvertei-
lungsbeschluß der Generalversammlung herbeigefmhrt worden ist. Bei der Neu-
berechnung der Rmckvergmtung kommt es aber darauf an, daß der Gesamtbetrag
der Rmckvergmtung (einschließlich der nachtrnglich vorgenommenen) den
Hqchstbetrag des rmckvergmtungsfnhigen oberschusses nicht mberschreitet, der
sich nach der Maßgabe des Abs. 1 ergibt (BFH v. 28. 2. 1968 I 260/64, BStBl. II,
458).
Der oberschuß, der schon bisher als Gewinn in der HBil. ausgewiesen, aber als
Rmcklage passiviert worden war, darf mit strechtlicher Wirkung nachtrnglich
nicht mehr ausgeschmttet werden. Das Recht, diesen oberschuß auszuschmtten,
ist verwirkt. Dies gilt ebenfalls, wenn die spntere Erhqhung des Steuerbilanzge-
winns auf einer Beurteilung der Rechtslage beruht, deren Richtigkeit die Genos-
senschaft bei sorgfnltiger oberprmfung schon zur Zeit der Beschlußfassung mber
die ursprmngliche HBil. hntte erkennen kqnnen (BFH v. 30. 4. 1957 I 145/56 U,
BStBl. III, 219).
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Bilanzstrechtlich handelt es sich um einen Fall der Bilanzberichtigung gem. § 4
Abs. 2 Satz 1 EStG, wenn ein Passivposten (Rmckstellung fmr genossenschaft-
liche Rmckvergmtung) in der StBil. nach Bermcksichtigung der Bp.-Feststellungen
deshalb notwendig wurde, weil infolge des nach der Bp. hqheren oberschusses
ein hqherer Rmckvergmtungsanspruch der Mitglieder satzungsgemnß entstanden
wnre. Der fehlerhafte Bilanzansatz bestmnde darin, daß die Rmckstellung fmr ge-
nossenschaftliche Rmckvergmtung in der ursprmnglichen Bilanz nicht passiviert
worden ist. Auf den unterschiedlichen Regelungsinhalt einer Bilanznnderung in
der HBil. sei hingewiesen (RS HFA 6, § 278 Satz 2 HGB).

5. Begrenzung des Betriebsausgabenabzugs: Erwirtschaftung der
Betr`ge aus den einzelnen Gesch`ftsarten im Mitgliedergesch`ft

a) aberblick

Gem. Abs. 1 Satz 1 sind Rmckvergmtungen nur insoweit als BA bei der Gewinn-
ermittlung abziehbar, als die dafmr verwendeten Betrnge im Mitgliedergeschnft
(= Zweckgeschnft laut Satzung) erwirtschaftet worden sind. Der Mitgliederbe-
griff und die Geschnfte mit Mitgliedern sind fmr die Besteuerung der Genossen-
schaften von ausschlaggebender Bedeutung (§ 5 Abs. 1 Nr. 14). Eine „Erwirt-
schaftung“ im Mitgliedergeschnft liegt vor, wenn ermittelt ist
p zB bei Absatz- und Verwertungsgenossenschaften das Verhnltnis des Ein-

kaufs im Zweckgeschnft bei Mitgliedern zum Einkauf im Zweckgeschnft bei
Nichtmitgliedern.

p zB bei Dienstleistungsgenossenschaften das Verhnltnis des Leistungsumsatzes
im Zweckgeschnft mit Mitgliedern zum Leistungsumsatz im Zweckgeschnft
mit Nichtmitgliedern (vgl. i.e. auch Anm. 21 f.).

b) Der Mitgliederbegriff

Die Rechtsbegriffe Mitglied (Genosse) und Mitgliedschaft ergeben sich aus dem
GenG. Danach entsteht die Mitgliedschaft zu einer Genossenschaft durch die
Eintragung in das Genossenschaftsregister des Amtsgerichts, in dessen Bezirk
die Genossenschaft ihren Sitz hat (§ 15 Abs. 3, § 10 GenG iVm. § 125 FGG).
Mitglieder kqnnen sowohl natmrliche wie auch juristische Personen werden,
ebenso PersGes. (OHG, KG, GmbH & Co.). Ob eine GbR selbst Mitglied der
eG sein kann, ist nach Ergehen der BGH-Entscheidung v. 29. 1. 2001 (II ZR
331/00, DB 2001, 423) wohl zu bejahen. Der Einzelkaufmann kann nur Mit-
glied unter seinem persqnlichen Namen, nicht unter seiner Firma werden.
(Meyer/Meulenbergh/Beuthien, GenG, 13. Aufl. 2000, § 15 Rn. 4). Eine Er-
bengemeinschaft kann zwar nicht originnr die Mitgliedschaft erwerben, wohl
aber die Erben im Erbfall unter den Voraussetzungen des § 77 GenG. Fmr den
Fall der Verschmelzung regelt den Erwerb der Mitgliedschaft bei der mberneh-
menden Gesellschaft § 93 GenG (vgl. auch § 87 UmwG).

c) Inhalt und Abgrenzung der Mitgliedergesch`fte

Fmr die Rmckvergmtung herangezogene Umsntze mmssen im Mitgliedergeschnft
bewirkt worden sein. Mitgliedergeschnft in diesem Sinne ist das Gesamtvolumen
der Zweckgeschnfte der eG mit ihren Mitgliedern.
Zweckgesch`fte als Kern der Mitgliedergesch`fte: Werden gelegentlich Ne-
bengeschnfte (vgl. wegen des Begriffs Anm. 17 aE) mit Mitgliedern abgeschlos-
sen, so liegen keine Mitgliedergeschnfte vor, denn Nebengeschnfte sind keine
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satzungsmnßigen Zweckgeschnfte. Allein die im Zweckgeschnft (= Kernge-
schnft) erwirtschafteten oberschmsse sind fmr Rmckvergmtungen verwendbar und
damit als BA abziehbar. Nach Sinn und Zweck der Rmckvergmtungsnorm des
§ 22 sind ausschließlich oberschmsse aus den satzungsmnßigen zweckgeschnft-
lichen Umsntzen der eG mit ihren Mitgliedern rmckvergmtungsfnhig. Diese Um-
sntze sind auch Bemessungsgrundlage fmr die Rmckvergmtung.
Bei Produktionsgenossenschaften ist Gegenstand des Unternehmens die Her-
stellung und der Vertrieb von Gegenstnnden (zB bei Agrargenossenschaften die
Herstellung luf Erzeugnisse) sowie gemeinschaftliche Dienstleistungen (zB der
Handwerkergenossenschaften) im genossenschaftlichen Unternehmen. Zu die-
sem Zweck stellen die Mitglieder der Genossenschaft ihre Arbeitskraft zur Ver-
fmgung, die von der Genossenschaft unternehmerisch verwertet wird. Die Mit-
gliederfqrderung besteht damit in der Zahlung eines (gmnstigen) Lohns aus den
Ertrngen des gemeinschaftlichen Unternehmens.

Hinweis: Auch unter dem Aspekt der zutreffenden Ermittlung der hqchst abziehbaren
genossenschaftlichen Rmckvergmtungen empfiehlt es sich, Vernnderungen im Mitglie-
derbestand schon im Rahmen der Jahresabschlußprmfung zu mberprmfen (Prmffeld:
Rmckvergmtung).

Hilfsgesch`fte sind tatsnchlich mit der Abwicklung von Zweck- und Gegenge-
schnften verbunden (Abschn. 16 Abs. 7 Nr. 3 KStR). Gewinne aus Hilfsgeschnf-
ten sind im oberschuß enthalten und im Gegensatz zu Gewinnen aus Nebenge-
schnften nicht aus dem Einkommen zu eliminieren.
E VerIußerung eines BetriebsgrundstGcks als HilfsgeschIft: Auch die Hilfsgeschnftsge-
schnftsgewinne gehqren zu dem im Mitgliedergeschnft erwirtschafteten ober-
schuß (BFH v. 10. 12. 1975 I R 192/73 BStBl. II 1976, 351). So kann zB die
Vernußerung eines nicht mehr genutzten Betriebsgrundstmcks als Hilfsgeschnft
anzusehen sein. Der BFH sieht als Hilfsgeschnft aber nur ein solches Rechtsge-
schnft an, dessen Ertrag fmr zukmnftige Zweckgeschnfte der eG notwendig ist.
So kann im Urteilsfall anlnßlich der Verschmelzung der Gewinn aus der Vernu-
ßerung eines Betriebsgrundstmcks nicht an die Mitglieder der mbertragenden Ge-
nossenschaft als Rmckvergmtung ausgezahlt werden, wenn das Grundstmck nicht
im Hinblick auf eine Rationalisierung im Rahmen der aufzunehmenden Genos-
senschaft nach der Verschmelzung, sondern in der Absicht vernußert worden
ist, Teile des Vermqgens von dem obergang auf die aufnehmende eG auszuneh-
men und noch den Mitgliedern der mbertragenden eG zuzuwenden. Die Annah-
me eines Hilfsgeschnfts ist danach nur unstr., wenn der Vernußerungsgewinn im
Betrieb der Genossenschaft weiterhin fmr Rationalisierungsmaßnahmen oder fmr
eine andere betriebliche Verwendung eingesetzt wird.
Diese enge Auslegung des im Mitgliedergeschnft erwirtschafteten oberschusses
durch den BFH bermcksichtigt jedoch nicht, daß zu diesem oberschuß auch sol-
che Gewinne gehqren, die durch die Vernußerung von WG des Anlagever-
mqgens realisiert werden, die der Durchfmhrung des Mitgliedergeschnfts gedient
haben.
Vernußert die eG somit nicht mehr benqtigte WG des Anlagevermqgens, so
kann ein daraus erwirtschafteter oberschuß nur als im Mitgliedergeschnft erwirt-
schaftet angesehen werden, da er im ursnchlichen Zusammenhang mit den
Zweckgeschnften der Genossenschaft steht. Es kann nur auf den ursnchlichen
Zusammenhang mit den Zweckgeschnften (die durch diese Anlagegmter erst er-
mqglicht werden konnten), nicht jedoch auf den Verwendungszweck des reali-
sierten Vernußerungsgewinns abgestellt werden. So kann es der Annahme eines
Hilfsgeschnfts nicht entgegenstehen, daß der Erlqs aus dem Verkauf eines Anla-
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geguts an die Mitglieder ausgeschmttet wird (vgl. auch Abschn. 16 Abs. 4 Nr. 3
KStR; Lohmar, DB 1975, 2149 f.).
Der BFH nußert indessen Bedenken dagegen, Gewinne aus der Vernußerung
von Betriebsgrundstmcken seien hilfsgeschnftlicher Natur, wenn sie im Rahmen
einer Verschmelzung zur Gewnhrung von Rmckvergmtungen an die Mitglieder
verwendet werden. Zwecks Beurteilung, ob ein Geschnft als Hilfs- oder als Ne-
bengeschnft zu qualifizieren ist, kann die Verwendung des Vernußerungserlqses
nicht entscheidend sein. Ausschlaggebend kann nur sein, ob der Vernußerungs-
gewinn in Beziehung zu getntigten Mitgliedergeschnften zu setzen ist. Da die
mit der Investition verbundenen Aufwendungen (zB AfA) den im Mitgliederge-
schnft erwirtschafteten oberschuß gemindert haben, erhqht demzufolge ein Ge-
winn aus der Vernußerung solcher WG den im Mitgliedergeschnft erwirtschafte-
ten oberschuß. Die Vernußerung zB wegen dauerhaft fehlender Auslastung
nicht mehr benqtigter Anlagegegenstnnde ist daher kein Neben-, sondern Hilfs-
geschnft.
E Weitere EinzelfIlle von HilfsgeschIften bei Genossenschaften sind zB:
p BeteiligungsertrIge: Dient die Beteiligung der Fqrderung des Zweckgeschnfts der

Genossenschaft (zB bei Geschnftsbeziehungen der Genossenschaft mit ihrer
Zentral- bzw. Hauptgenossenschaft), so kqnnten die Beteiligungsertrnge als
Ertrnge hilfsgeschnftlichen Ursprungs anzusehen sein. Genossenschaftsban-
ken halten Beteiligungen an ihrer genossenschaftlichen Zentralbank. Durch
die Grmndung der Zentralbank haben sich die qrtlichen Genossenschaftsban-
ken die Mqglichkeit geschaffen, den Zahlungsverkehr innerhalb ihrer Gruppe
abzuwickeln und sich ggf. Refinanzierungsmittel zu beschaffen. Nicht sach-
fremd wnre die Schlußfolgerung, daß die Beteiligung an der genossenschaft-
lichen Zentralbank ein Hilfsgeschnft sein kann. Entsprechendes gilt bei
warenwirtschaftlichen Beziehungen. Lnndliche Warengenossenschaften betei-
ligen sich des qfteren an ihrer Hauptgenossenschaft, um die Lieferbeziehun-
gen zu sichern. Hilfsgeschnftlicher Charakter kqnnte auch vorliegen, wenn
eine 100-vH-Beteiligungstochtergesellschaft ausschließlich Fuhrgeschnfte fmr
die eG ausfmhrt und die Ausgliederung des Fuhrparks aus der eG aus wirt-
schaftlichen Grmnden notwendig war. Dem steht allerdings die Auffassung
der FinVerw. in Abschn. 16 Abs. 6 Sntze 1 und 2 KStR entgegen. Gem.
Abschn. 66 Abs. 11 KStR wird das dem Organtrnger eG zuzurechnende Ein-
kommen der Organgesellschaft nicht in den verteilungsfnhigen oberschuß
eingerechnet.

p Miet- und Pachteinnahmen: Werden zB nicht mehr benqtigte Teile eines Betriebs-
gebnudes aus Grmnden einer ordnungsmnßigen Vermqgensverwaltung im
Rahmen der Zweckgeschnfte der Genossenschaft vermietet, so sind Mieter-
trnge als im Mitgliedergeschnft erwirtschaftet anzusehen.

p ZinsertrIge: Handelt es sich um Zinsen fmr Forderungen aus Lieferungen der
eG oder um Zinsen aus Bankguthaben, so sind diese Ertrnge (ebenso wie die
Forderungen selbst) aus der zweckgeschnftlichen Betntigung der Genossen-
schaft entstanden und unter die Hilfsgeschnftsgewinne zu subsumieren.

p ErtrIge aus vereinnahmten ZuschGssen: Ertrnge aus Zuschmssen resultieren nicht
aus einer nach außen in Erscheinung tretenden werbenden Tntigkeit der Ge-
nossenschaft. Ihnen liegt kein Leistungsaustausch zugrunde. Sie gehqren zu
den innerbetrieblichen Finanzierungsvorgnngen zur Vornahme zweck- oder
gegengeschnftlich bedingter Investitionen oder laufender fqrderungswmrdiger
Aufwendungen und sind daher Bestandteil des oberschusses iSd. Abs. 2
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Satz 4, daher keine Nebengeschnftsgewinne. Zum gleichen Ergebnis fmhrt die
oberlegung, darauf abzustellen, ob bei einer bezuschußten Investition oder
gefqrderten Tntigkeit ein Hilfsgeschnft vorgelegen hntte.

Die nicht zur Finanzierung neuer Betriebsanlagen verwendeten Finanzierungs-
beihilfen (statt dessen Verpachtung des Betriebs), sind Grundlage eines Neben-
geschnfts (BFH v. 9. 3. 1988 I R 262/83, BStBl. II, 592).
Nichtmitgliederzweckgesch`fte: Aus wirtschaftlichen Grmnden umfaßt der
Unternehmensgegenstand der Genossenschaften idR auch das Nichtmitglieder-
geschnft, das iSd. Fqrderungsauftrags betrieben wird, also zur besseren Ausla-
stung vorhandener Kapazitnten, zur Verbesserung der wirtschaftlichen Daten
der Genossenschaft (ua. Kostensenkung) und zur Gewinnung neuer Mitglieder
beitrngt. Genossenschaften lassen somit in Erfmllung ihres gesetzlichen Fqrder-
auftrags Nichtmitgliedergeschnfte zu. (Zweckgeschnfte mit Nichtmitgliedern).
Grds. resultiert allerdings aus den Geschnftsbeziehungen der Nichtmitglieder
zur Genossenschaft kein Anspruch auf Fqrderungsleistungen (Lohmar, Kqrper-
schaftsteuer unter besonderer Beachtung der Gegebenheiten bei Erwerbs-, und
Wirtschaftsgenossenschaften [DGRV Schriftenreihe Heft 9, 2001, 321 ff.]).
Nichtmitgliedergeschnfte liegen zB vor, wenn Bezugs- und Absatzgenossen-
schaften landwirtschaftliche Erzeugnisse (zB Feldfrmchte) von Landwirten ein-
kaufen oder zB Dmnger verkaufen.
Von den Nichtmitgliedergeschnften sind die Nebengeschnfte abzugrenzen.
Wnhrend der Umsatz aus Nichtmitgliedsgeschnften zur Feststellung des im Mit-
gliedergeschnft erwirtschafteten oberschusses zu bermcksichtigen ist, bleibt der
Umsatz aus Nebengeschnften bei dieser Verhnltnisrechnung unbermcksichtigt.
Der oberschuß aus Nebengeschnften mindert idR unmittelbar den verteilungs-
fnhigen oberschuß. Nur im Fall der Bagatellregelung des Abschn. 66 Abs. 14
KStR sind die Nebengeschnftsumsntze in die Verhnltnisrechnung mit einzube-
ziehen (und als Zweckgeschnftsumsntze mit Nichtmitgliedern zu behandeln).
Geringfmgige Nebengeschnfte iSd. Verwaltungsanweisung liegen vor, wenn der
Umsatz aus diesen Nebengeschnften weder 2 vH des gesamten Umsatzes noch
5113 E p. a. mbersteigt.
Nebengesch`fte dienen nicht der Erfmllung des satzungsmnßigen Gegenstands
der Genossenschaft, sondern sind ausschließlich auf Gewinnerzielung ausge-
richtet. Somit werden die Umsntze aus Nebengeschnften der Genossenschaft
bei der Aufteilung des oberschusses iSv. Abs. 1 Satz 2 aus dem Wareneinkauf
und dem Gesamtumsatz eliminiert.
Nur zweckgeschnftliche Umsntze und Wareneinknufe sind fmr die Aufteilung des
oberschusses relevant (vgl. R 66 Abs. 9 und 10 KStR). Nebengeschnftsgewinne
sind daher auch nicht quotal in Hqhe des Mitgliederanteils in die Bemessungs-
grundlage fmr die genossenschaftliche Rmckvergmtung einzubeziehen; s. ferner
Abschn. 16 Abs. 6 Sntze 1 u. 2 KStR. Weitere Anwendungsfnlle von Nebenge-
schnftsgewinnen sind Ertrnge aus verbundenen Unternehmen und andere Gele-
genheitsgeschnfte, die nicht dem Zweck der eG dienen.
Ermittelt die Genossenschaft in ihrer Buchfmhrung den Gewinn aus Nebenge-
schnften gesondert, ist auf diese Aufzeichnungen (Buchnachweis) zurmckzugrei-
fen. Kann ein Buchnachweis der Nebengeschnftsgewinne nicht erbracht werden,
ist nach der Vereinfachungsregelung in Abschn. 66 Abs. 8 KStR zu verfahren.
Danach ist der Rohgewinn aus Nebengeschnften um die anteiligen Gemeinko-
sten verursachungsgerecht zu reduzieren. Dabei ist das Kalkulationsschema der
R 33 EStR anzuwenden.
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Verluste aus Nebengeschnften sind mit den Gewinnen aus Nebengeschnften zu
verrechnen, denn die Hqhe des rmckvergmtungsfnhigen oberschusses darf nicht
durch Nebengeschnfte tangiert werden.

Einstweilen frei.

II. Feststellung der abziehbaren Rdckvergdtung
mittels Verh`ltnisrechnung (Abs. 1 Satz 2)

1. aberblick

Auf Genossenschaften sind grds. die allgemeinen Vorschriften fmr die Gewinn-
ermittlung anzuwenden. Wenn daher in § 19 GenG Vorschriften fmr die Ge-
winn- und Verlustverteilung fmr die Genossen enthalten sind, so liegt darin kein
Widerspruch zu den sich aus § 1 GenG ergebenden Aufgaben der Genossen-
schaften, die als Kaufleute gelten und somit voll buchfmhrungspflichtig sind
(§ 17 Abs. 2 GenG). Auch fmr sie gelten daher die Grundsntze ordnungsmnßiger
Buchfmhrung mber § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG (s. § 336 Abs. 2 HGB).
In Abs. 1 Satz 2 ist die Aufteilung des oberschusses als Grundlage fmr die Er-
mittlung des Hqchstbetrags der Rmckvergmtung festgelegt. Zu den gemeinsamen
Grundsntzen der Feststellung abziehbarer genossenschaftlicher Rmckvergmtun-
gen gehqren nicht nur die (rmckvergmteten) Umsatz-, Nutzungs- oder Dienst-
leistungsentgelte, sondern auch Nachzahlungen.

2. Ermittlung und Aufteilung des aberschusses bei Absatz- und Produk-
tionsgenossenschaften (Satz 2 Nr. 1)

Wnhrend Absatzgenossenschaften von ihren Mitgliedern Waren erwerben, um
sie weiterzuvernußern, verarbeiten Produktionsgenossenschaften (zB Molkerei-
und Winzergenossenschaften) die von den Mitgliedern erworbenen Rohstoffe,
um sie ebenfalls weiterzuvernußern. Bei beiden Arten von Genossenschaften
sind die Wareneinknufe bei den Mitgliedern Zweckgeschnfte, die Verknufe Ge-
gengeschnfte und der oberschuß ist im Verhnltnis des Einkaufs bei Mitgliedern
zum gesamten Wareneinkauf aufzuteilen. Zum gesamten Wareneinkauf gehqren
auch die Einknufe bei Nichtmitgliedern (Zweckgeschnfte). Hilfs- und Nebenge-
schnfte bleiben außer Ansatz (Abschn. 66 Abs. 9 KStR).
Durchfdhrung der Verh`ltnisrechnung: Bei der Verhnltnisrechnung scheiden
die Hilfsgeschnfte aus. Nebengeschnfte sind nur dann auszusondern, wenn sie
die Bagatellgrenze (Abschn. 66 Abs. 14 KStR) mberschreiten. Nebengeschnfte,
die die Bagatellgrenze nicht mberschreiten, gehqren zu den Zweckgeschnften mit
Nichtmitgliedern. Sie sind bei der Verhnltnisrechnung zu bermcksichtigen.
Das Ergebnis der Hilfsgeschnfte und das der Nebengeschnfte im Rahmen der
Bagatellgrenze gehqren zu dem aufzuteilenden oberschuß.

Beispiel: E

Einkommen der Genossenschaft vor Abzug der Rmckvergmtungen 200000
abzmglich Gewinn aus Nebengeschnften ./. 30000
oberschuß iSd. Abs. 1 Satz 4 170000

Einknufe bei Mitgliedern aus Zweckgeschnften 800000
Einknufe bei Nichtmitgliedern 200000

Gesamter Wareneinkauf 1000000
(Hilfs- und Nebengeschnfte bleiben außer Ansatz)
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VerhIltnisrechnung:
800000 E : 200000 E = (80 vH : 20 vH)
Im Verhnltnis 8 : 2 ist der oberschuß von 170000 E aufzuteilen. Die als BA abziehbare
Rmckvergmtung (obere Grenze) betrngt 80 vH von 170000 E = 136000 E.
Bezugs- und Absatzgenossenschaft: Im Agrarsektor ist hnufig die Ausprn-
gung der eG als Bezugs- und Absatzgenossenschaft anzutreffen. Sie bezieht
landwirtschaftliche Erzeugnisse von ihren Mitgliedern und Nichtmitgliedern
(Absatzgeschnft) und verkauft Waren an Mitglieder und Nichtmitglieder (Be-
zugsgeschnft). Diese Genossenschaft tritt damit als Einkaufs- und Verkaufsge-
nossenschaft auf; Einkauf (Absatzgeschnft) und Verkauf (Bezugsgeschnft) sind
Zweckgeschnfte. Der oberschuß der Bezugs- und Absatzgenossenschaft ist im
Verhnltnis der Summe aus dem Umsatz mit Mitgliedern im Bezugsgeschnft und
dem Wareneinkauf bei Mitgliedern im Absatzgeschnft zur Summe aus dem Ge-
samtumsatz im Bezugsgeschnft und dem gesamten Wareneinkauf im Absatzge-
schnft aufzuteilen (Abschn. 66 Abs. 12 KStR). obersteigt nach der Vereinfa-
chungsregelung in Abschn. 66 Abs. 14 KStR der Umsatz aus Nebengeschnften
weder 2 vH des gesamten Umsatzes der Genossenschaft noch 5113 E im Jahr,
so braucht bei der Ermittlung der Hqchstgrenze fmr die an die Mitglieder aus-
schmttbaren stl. abziehbaren genossenschaftlichen Rmckvergmtungen abweichend
von Abs. 1 Satz 4 der Gewinn aus Nebengeschnften nicht abgesetzt zu werden.
Hierbei ist es unbeachtlich, ob der Reingewinnsatz bei Nebengeschnften von
dem Reingewinnsatz bei den mbrigen Geschnften wesentlich abweicht.
Produktivgenossenschaft: Im Gegensatz zu den Produktionsgenossenschaf-
ten sind bei Produktivgenossenschaften (iSv. § 1 Abs. 1 Nr. 4 GenG) die Mitglie-
der zugleich ArbN (MitgliederArbN) im genossenschaftlich organisierten Be-
trieb. Zur Rechtsnatur der aus dem Rechtssystem der ehemaligen DDR
hervorgegangenen Agrar-Produktivgenossenschaft als Nachfolgeunternehmen
einer LPG (§ 27 ff. LwAnpG) vgl. Lang/WeidmKller/Metz/Schaffland, Kom-
mentar zum GenG, § 1 Rn. 76 u. 80 ff. Die Agrarproduktivgenossenschaft betn-
tigt sich zweckgeschnftlich in der Verwertung der Arbeitskraft der Mitglieder.
Die Arbeitsvertrnge mit den einzelnen Mitgliedern entsprechen dem satzungs-
mnßigen Zweck der Produktivgenossenschaft (= Einkauf von Arbeitskraft). Die
Betntigung im Rahmen eines landwirtschaftlichen Betriebs und die Verwertung
der Erzeugnisse dient der Durchfmhrung des Zweckgeschnfts und ist das eigent-
liche Gegengeschnft. Die im Gegengeschnft durch Absatz der erzeugten Pro-
dukte erzielten oberschmsse werden im Mitglieder-Zweckgeschnft, dh. im Rah-
men der Arbeitsvertrnge mit den Mitgliedern weitergeleitet. Die oberschmsse
aus der im Mitgliedergeschnft vollzogenen bestmqglichen Verwertung der Ar-
beitskraft der Mitglieder sind zugleich die Rechtfertigung der Mitgliederfqrde-
rung. Fmr eine einschrnnkende Auslegung des § 22 gibt es keinen hinreichenden
Grund, denn Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften kommen in verschie-
denster Ausgestaltung vor. Dies hat auch das FG Brandenburg in seiner Ent-
scheidung v. 18. 7. 2001 (EFG 2001, 1395, nrkr., Az. BFH: I R 72/01) so gewer-
tet. Im mbrigen sei auf die Einschntzung der Verwaltung in Abschn. 66 Abs. 15
KStR verwiesen.
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Beispiel fmr Verhnltnisrechnung bei Agrar-Produktivgenossenschaft:

E vH

1. Einkommen vor Verlustabzug 100000
2. Gewinn aus Nebengeschnften – - - - -
3. abziehbare Rmckvergmtung

(soweit vom Einkommen bereits abgezogen)
+ 10000

4. oberschuß + 110000
5. Gesamte Brutto-Arbeitsentgelte

incl. Soz.-Vers. Anteil ArbG
650000 100

6. MitgliederArbN Brutto-Arbeitsentgelte
incl. Soz.-Vers. Anteil ArbG

300000 46,2

7. Hqchstbetrag der abziehbaren genossenschaftlichen Rmckvergmtung
46,2 vH (Nr. 6) vom oberschuß (Nr. 4) 110 T E = 50,8 T E (vgl. auch:
Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband, Jahresabschluß der
Waren-, Dienstleistungs- und Agrargenossenschaften, 2000, Teil D III Anm. 26)

3. Ermittlung und Aufteilung des aberschusses bei den dbrigen
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften (Satz 2 Nr. 2)

Bei den mbrigen Genossenschaften (zB Taxigenossenschaften und andere Nut-
zungsgenossenschaften) ist der oberschuß im Verhnltnis des Mitgliederumsatzes
zum Gesamtumsatz aufzuteilen. Gesamtumsatz in diesem Sinne ist die Summe
der Umsntze aus Zweckgeschnften mit Mitgliedern und Nichtmitgliedern
(Abschn. 66 Abs. 10 KStR). Umsntze aus Nebengeschnften und aus Hilfsge-
schnften bleiben bei der Verhnltnisrechnung außer Ansatz.

Beispiel: E

Umsntze aus
– Zweckgeschnften mit Mitgliedern 700000
– Zweckgeschnften mit Nichtmitgliedern 300000
– Nebengeschnften und aus Hilfsgeschnften 100000
Summe der Umsntze 1100000
Der Gesamtumsatz iSd. Abs. 1 Nr. 2 betrngt 1000000

Die Rmckvergmtungen an Mitglieder sind in diesem Fall bis zur Hqhe von 70 vH
des oberschusses als BA abzuziehen.

Einstweilen frei.

III. Gewinn aus dem Mitgliedergesch`ft als obere Abzugsgrenze
(Abs. 1 Satz 3)

Nur der anteilig im Mitgliedergeschnft erwirtschaftete oberschuß kann fmr die
Rmckvergmtung verwendet werden (Hqchstgrenze). Abs. 1 Satz 3 regelt dazu,
daß der durch die Verhnltnisrechnung sich ergebende Gewinn aus dem Mitglie-
dergeschnft die obere Grenze fmr den Abzug als BA bildet.
Gewinn aus Mitgliedergesch`ft: s. Anm. 15 u. 17.
Obere Grenze fdr den Abzug: s. Anm. 15 u. 17.
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Beispiel:

E E

Umsatzerlqse der eG 1600000
Umsatz im Bezugsgeschnft mit Mitgl. 900000
Umsatz im Bezugsgeschnft mit Nichtmitgl. 50000

insgesamt 950000
Hilfsgeschnftliche Umsntze 6000
Nebengeschnftliche Umsntze 5000
Einknufe im Absatzgeschnft mit Mitgl. 450000
Einknufe im Absatzgeschnft mit Nichtmitgl. 50000

insgesamt 500000
Einkommen der eG (vor gen. Rmckvergmtung) 60000
darin enthaltene Nebengeschnftsgewinne 1000
Der oberschuß iSv. § 22 betrngt 60000 E. Er ist aufzuteilen im Verhnltnis von 1350000
(900000 + 450000) zu 150000 E (95000 + 10000 + 5000), dh. im Verhnltnis von 9 : 1.
Es kqnnen den Mitgliedern daher bis zu 54000 E (= 90 vH von 60000 E) als gen. Rmck-
vergmtung gewnhrt werden. Im Bezugs- und Absatzgeschnft sind unterschiedliche vH-
Sntze anwendbar (zB 3,5 vH des Mitgliederumsatzes im Bezugsgeschnft und 2,5 vH des
Mitgliedereinkaufs im Absatzgeschnt = 42750 E).

Der so ermittelte „oberschuß“ aus dem Mitgliedergeschnft dient der Ermittlung
der als BA abziehbaren Rmckvergmtungen und ist zugleich die obere Grenze fmr
den Abzug der Rmckvergmtungen an die Mitglieder. Er kann hqher sein als der
Handelsbilanzgewinn, wenn zB die Ausgaben fmr Hilfsgeschnfte hqher sind als
der „ oberschuß“ oder das Einkommen nicht unwesentlich durch nichtabzieh-
bare Posten (§§ 4 Abs. 5 ff. EStG, 9 und 10 KStG) erhqht wurde oder eine Ver-
lustmbernahme bei einer Organschaft vorliegt. In einem solchen Fall sollte das
stl. mqgliche Volumen der Rmckvergmtungen nicht ausgeschqpft werden, um ei-
ne Auflqsung von anderen Ergebnisrmcklagen iSv. § 337 Abs. 2 Nr. 2 HGB und
damit eine Schwnchung des bilanziellen Eigenkapitals zu vermeiden.

IV. Begriff des aberschusses (Abs. 1 Satz 4)

Der im Mitgliedergeschnft erwirtschaftete oberschuß in Abs. 1 Satz 3 ist nicht
gleichzusetzen mit dem Gewinnbegriff in § 19 GenG. Gewinnverteilung (in
Form einer Gewinnausschmttung) und oberschußverteilung (als gen. Rmckver-
gmtung) sind als selbstnndige und getrennt zu behandelnde Rechtsinstitute
(nebeneinander) zu qualifizieren. Das Mitglied erhnlt die gen. Rmckvergmtung
nicht nach der Anzahl seiner Geschnftsanteile bzw. der Hqhe seines Geschnfts-
guthabens, sondern nach Maßgabe seiner mit der eG bewirkten Umsntze. Daher
ist die gen. Rmckvergmtung auch keine Gewinnverwendung.
Der Zweck der Genossenschaften ist nicht darauf gerichtet, Gewinne zu erzie-
len, sondern die Wirtschaft ihrer Mitglieder mittels gemeinschaftlichen Ge-
schnftsbetriebs zu fqrdern. Zutreffend hat daher der frmhere § 36 KStDV 1949,
der die stl. Abziehbarkeit der Warenrmckvergmtung regelte, fmr die Genossen-
schaften nicht mehr den Gewinnbegriff, sondern den Begriff des oberschusses
eingefmhrt, weil der Zweck der Genossenschaft nicht wie bei der KapGes. auf
Gewinnerzielung, sondern auf die Erzielung von Ersparnissen fmr die Mitglieder
gerichtet ist. Aus der Sichtweise der Genossenschaft ist aber oberschuß alles
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das, was nach Abzug snmtlicher Aufwendungen zur Verteilung an die Mitglieder
oder zur sonstigen Verwendung zur Verfmgung steht.
Der oberschuß nach Abs. 1 Satz 2 ist das um den Gewinn aus Nebengeschnften
geminderte Einkommen vor Abzug der genossenschaftlichen Rmckvergmtungen
und des Verlustabzugbetrags (Abs. 1 Satz 4). Er ist mit dem Betrag anzusetzen,
der sich vor Bermcksichtigung des zuzurechnenden Einkommens einer Organ-
gesellschaft iSd. §§ 14–17 ergibt. Er ist lediglich ein Mittel, um den auf das Mit-
gliedergeschnft entfallenden rmckvergmtungsfnhigen oberschuß zu ermitteln.
Dabei wird aus Vereinfachungsgrmnden der oberschuß im Verhnltnis zwischen
dem Wareneinkauf bei Mitgliedern zum gesamten Wareneinkauf (bei Absatz-
und Produktionsgenossenschaften, Abs. 1 Nr. 1) oder im Verhnltnis des Mitglie-
derumsatzes zum Gesamtumsatz (bei den mbrigen Erwerbs- u. Wirtschaftsge-
nossenschaften, Abs. 1 Nr. 2) aufgeteilt.

Einstweilen frei.

Erl`uterungen zu Abs. 2:
Voraussetzungen fdr den Abzug der Rdckvergdtung

I. Voraussetzungen fdr den Betriebsausgabenabzug der nach Abs. 1
ermittelten genossenschaftlichen Rdckvergdtung (Abs. 2 Satz 1)

1. aberblick

Wnhrend Abs. 1 die materiellen Voraussetzungen fmr die Ermittlung der Rmck-
vergmtungen als abziehbare BA regelt, fordert Abs. 2 bestimmte formelle Vor-
aussetzungen fmr den Abzug der nach Abs. 1 ermittelten Betrnge.
Einheitlicher Rdckvergdtungssatz: Die Regelung in Abs. 2 Satz 1 mber die
Ermittlung des oberschusses geht davon aus, daß die Rmckvergmtung nach ei-
nem einheitlich ermittelten vH-Satz vom Jahresumsatz mit dem Mitglied be-
rechnet und bezahlt wird (so auch Abschn. 66 Abs. 5 KStR). Eine Abstufung
nach Warengruppen oder nach der Hqhe des Umsatzes des einzelnen Mitglieds
ist dann nicht zulnssig. Zulnssig ist aber eine jeweils eigenstnndige Errechnung
der Rmckvergmtung nach einzelnen organisatorisch innerhalb der Genossen-
schaft verselbstnndigten Betriebsabteilungen oder Geschnftssparten. So hat die
FinVerw. bei Kreditgenossenschaften als Geschnftssparten anerkannt (BMF v.
24. 2. 1961, BStBl. II, 167):
– Kreditgeschnft (Aktivgeschnft),
– Einlagengeschnft (Passivgeschnft),
– Dienstleistungsgeschnft.
Wegen weiterer Einzelheiten s. Philipowski, Bankinformation Heft 12/1981,
7 ff. Bei Nichtkreditgenossenschaften kommen als weitere Geschnftssparten hin-
zu zB Bezugsgeschnft, Absatzgeschnft, Produktion etc., Abschn. 66 Abs. 5 Snt-
ze 1 ff. KStR. Bei Zentralregulierungsgenossenschaften sind das Eigen- und das
Vermittlungsgeschnft (mit oder ohne Delkrederembernahme) als eigenstnndige
Sparten anzusehen.

Hinweis: In der Praxis ergeben sich viele Abgrenzungsfragen. Wird zB bei Metzgereiein-
kaufsgenossenschaften neben Fleisch aus eigener Produktion in nicht unerheblichem
Umfang auch Fleisch (als Handelsware) zu- und verkauft (Bezugsgeschnft), bestehen
Bedenken, ob die Gesamtgruppe Fleisch aus Produktion und aus Handel als gemein-
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schaftliche Sparte Fleisch behandelt werden kann bzw. ob nicht das Handelsfleisch zur
mbrigen Handelsware (Bezugsgeschnft) hinzugerechnet werden muß. Gehandeltes
Fleisch ist mblicherweise der Geschnftssparte Produktion zugeordnet, da beim Fleisch-
verkauf nicht nach der Herkunft getrennt werden kann. Dann ist aber zweifelhaft, ob
die Geschnftssparte Fleisch trotz Einbeziehung von Handelsfleisch als einheitliche Ge-
samtsparte bezmglich der Rmckvergmtung eines gesonderten vH-Satzes fnhig ist.

Gestaffelte Rdckvergdtungss`tze: Trotz der Regelung in Abschn. 66 Abs. 5
Satz 1 KStR, Rmckvergmtungen nur auf der Basis gleicher Hundertsntze zu ge-
wnhren, ist mberlegenswert, auch gestaffelte Rmckvergmtungssntze je nach Hqhe
des Jahresumsatzes zuzulassen. Das wmrde eine Abstufung nach Warengruppen
(nach Art der umgesetzten Waren) oder nach der Hqhe des Umsatzes mit den
einzelnen Mitgliedern (Umsatzgruppen) bedeuten. Ginge eine eG so vor, dann
brnchte sie damit zum Ausdruck, daß auf Basis betriebswirtschaftlicher Kalkula-
tion Mitglieder mit einem (aus der Buchfmhrung ableitbaren) hqheren Umsatz-
anteil einen entsprechend hqheren Deckungsbeitrag bzw. einen hqheren ober-
schuß der eG generiert hntten als der Teil der Mitglieder mit geringerem
Jahresumsatz. Denn der Gedanke unterschiedlicher Deckungsbeitrnge bzw. un-
terschiedliche Rohgewinnspannen je nach Geschnftssparte weist schon in die
Richtung, daß die Anwendung eines einheitlichen vH-Satzes eine, jedoch nicht
die einzige Variante ist.
Die FinVerw. nimmt indessen ausweislich Abschn. 66 Abs. 5 KStR den engeren
Standpunkt ein. Danach gilt eine Ausnahme vom Grundsatz des gleichen vH-
Satzes fmr alle Mitglieder lediglich fmr Geschnftssparten, die als organisatorisch
verselbstnndigte Betriebsabteilungen im Rahmen des Gesamtbetriebs eine ge-
wisse Bedeutung haben. In diesen einzelnen Geschnftssparten darf nicht jeweils
gesondert der Hqchstbetrag der abziehbaren Rmckvergmtungen innerhalb der
Sparte ermittelt werden (Ermittlung des sogenannten Spartenmberschusses). Es
ist vielmehr fmr den Gesamtbetrieb der Genossenschaft dieser Hqchstbetrag
nach dem Gesamtmberschuß und der Aufteilung der Summe aller Mitglieder-
und Nichtmitgliederumsntze festzustellen. Den auf diese Weise ermittelten
Hqchstbetrag der nicht abziehbaren Rmckvergmtungen darf die Genossenschaft
nach einem angemessenen Verhnltnis auf die einzelnen Geschnftssparten vertei-
len und fmr diese Geschnftssparten dann jeweils verschieden hohe Rmckvergm-
tungssntze gewnhren. Eine „angemessene“ Verteilung bedeutet, daß nicht will-
kmrlich und ohne Rmcksicht auf das jeweilige Verhnltnis von Umsatz zu
oberschuß in der Sparte verfahren werden darf (im einzelnen vgl. koord. Lnn-
dererlaß v. 2. 2. 1960, BStBl. II, 29).

2. Bezahlung der Rdckvergdtung (Satz 1 Halbs. 1)

Weitere Voraussetzung fmr die Abziehbarkeit ist, daß die genossenschaftliche
Rmckvergmtung unter Bemessung nach der Hqhe des Umsatzes zwischen den
Mitgliedern und der Genossenschaft bezahlt ist. Diese Voraussetzung ergibt sich
aus dem Wesen der genossenschaftlichen Rmckvergmtung als Rmckerstattung
eines mberzahlten Kaufpreises. Eine Genossenschaft darf weder einen erwerbs-
wirtschaftlichen noch einen gemeinnmtzigen Zweck anstreben, ihrem Wesen
nach verfolgt sie immer einen die Mitglieder fqrdernden und nicht kapita-
listischen Zweck (Meyer/Meulenbergh/Beuthien, GenG, 13. Aufl. 2000, § 1
Rn. 6). Folglich kann das Mitglied nur dann eine Rmckvergmtung (dh. den Unter-
schied zu dem zunnchst berechneten Kaufpreis, der sich aus dem Mitgliederge-
schnft entgmltig ergibt) erhalten, wenn es zunnchst den in Rechnung gestellten
Kaufpreis bezahlt hat. Die Bilanzierungsaspekte bleiben hiervon unbermhrt (An-
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spruch auf Rmckvergmtung, Verpflichtung zur Zahlung einer Rmckvergmtung, Bi-
lanzberichtigung und Rmckvergmtung, s. Anm. 14). Wegen der Zuschreibung des
Gewinns vgl. § 19 Abs. 1 Satz 3 GenG.
Begriff der Bezahlung: Bezahlung bedeutet zunnchst die Barzahlung oder die
oberweisung auf ein Konto des Mitglieds, dh. das Mitglied muß mber den Betrag
jederzeit nach eigenem Ermessen verfmgen kqnnen. Ist das Mitglied mit der Ver-
pflichtung zur Einzahlung auf seinen Geschnftsanteil im Verzug, so kann die
Genossenschaft den Rmckzahlungsbetrag (gen. Rmckvergmtung) auf das rmck-
stnndige Geschnftsguthaben gutschreiben und damit eine Schuld des Genossen
begleichen. Allerdings muß sich die Hqhe des rmckstnndigen Betrags aus der Sat-
zung ergeben (so BMF v. 2. 8. 1983 auf Eingabe des Deutschen Genossen-
schafts- und Raiffeisenverbands, FR 1983, 431).
Abfluß bei der eG (= bezahlt iSv. § 22 Abs. 2 Satz 1) und Zugang in den Herr-
schaftsbereich des Mitglieds sind bei Gutschrift der gen. Rmckvergmtungen auf
den noch nicht voll eingezahlten Geschnftsanteil als erfmllt anzusehen, wenn das
Mitglied mber den gutgeschriebenen Betrag jederzeit nach eigenem Ermessen
verfmgen kann. Bei Gutschrift auf den nicht voll eingezahlten Geschnftsanteil ist
dies nur dann der Fall, wenn das Mitglied von einer sonst bestehenden Ver-
pflichtung zur Einzahlung auf den Geschnftsanteil befreit wird. Zu klnren war,
ob eine solche (satzungsmnßige) Verpflichtung auch besteht, wenn sie von der
Entstehung eines Anspruchs auf gen. Rmckvergmtung abhnngt.
Diese Maßnahme der Mitgliederfqrderung und zugleich Eigenkapitalstnrkung ist
steueroptimal gestaltbar, wenn die Erfordernisse sowohl des Abs. 2 Satz 1 als
auch einer verpflichtenden Satzungsformulierung beachtet werden.
H`ufig zur Einzahlungsverpflichtung verwendete Satzungsformulierun-
gen: Der BMF (v. 2. 8. 1983 aaO) hat die Anfrage zu hnufig verwendeten Sat-
zungsformulierungen umfassend beantwortet:
E 1. Fall: Die Satzungsregelung lautet: „Auf den Geschnftsanteil sind sofort nach Ein-
tragung in die Liste der Mitglieder ... E einzuzahlen. Vom Beginn des folgenden Mo-
nats/Quartals ab sind monatlich/vierteljnhrlich weitere ... E einzuzahlen, bis der Ge-
schnftsanteil erreicht ist.“ Hier werden die einzelnen Raten erst im Laufe der Zeit fnllig.
Die Verpflichtung zur Einzahlung des gezeichneten Geschnftsanteils besteht aber be-
reits von Anfang an und in vollem Umfang. Eine Gutschrift befreit mithin in Hqhe des
gutgeschriebenen Betrags von einer bestehenden Einzahlungsverpflichtung.
E 2. Fall: Die Satzungsregelung lautet: „Der Geschnftsanteil ist sofort einzuzahlen.
Der Vorstand kann die Einzahlung in Raten zulassen. In diesem Fall sind auf den Ge-
schnftsanteil sofort nach Eintragung in die Liste der Mitglieder ... E einzuzahlen. Vom
Beginn des folgenden Monats/Quartals ab sind monatlich/vierteljnhrlich weitere ... E
einzuzahlen, bis der Geschnftsanteil erreicht ist.“ Macht der Vorstand von der Ermnch-
tigung Gebrauch, die Einzahlung in Raten zuzulassen, so stundet er einen Teil der Ein-
zahlungsverpflichtung. Die Einzahlungsverpflichtung besteht aber von Anfang an und
in vollem Umfang.
In den Fnllen 1 und 2 enthnlt die Satzung vielfach noch folgenden Zusatz: „Bis zur
vollen Einzahlung des Geschnftsanteils werden die dem Mitglied von der Genossen-
schaft gewnhrten genossenschaftlichen Rmckvergmtungen und sonstigen Vergmtungen
auf das Geschnftsguthabenkonto gutgeschrieben.“ Bei dieser Handhabung wird das
Mitglied durch eine entsprechende Gutschrift von genossenschaftlicher Rmckvergmtung
usw. ebenfalls von einer bestehenden Einzahlungsverpflichtung befreit.
E 3. Fall: Die Satzungsregelung lautet: „Auf den Geschnftsanteil sind mindestens
10 vH einzuzahlen. ober weitere Einzahlungen entscheidet die Generalversammlung
gem. § 50 GenG.“ Hier werden die mber 10 vH hinausgehenden Teile der Einzahlungs-
verpflichtung erst durch Beschlmsse der Generalversammlung fnllig. Die Einzahlungs-
verpflichtung besteht aber bereits von Anfang an und in voller Hqhe des mbernomme-
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nen Geschnftsanteils (vgl. Lang/WeidmKller/Metz/Schaffland aaO § 7 Rn. 4). Dies
ergibt sich auch aus dem Wortlaut des § 50 GenG, der besagt: „Soweit das Statut der
Genossen zu Einzahlungen auf den Geschnftsanteil verpflichtet, ohne dieselben nach
Betrag und Zeit festzusetzen, unterliegt ihre Festsetzung, dh. des Betrags und der Zeit,
der Beschlußfassung durch die Generalversammlung“. Wird entweder durch freiwillige
zusntzliche Einzahlungen oder aber durch die Gutschriften der genossenschaftlichen
Rmckvergmtungen im Laufe der Jahre der Geschnftsanteil voll eingezahlt, so ist ein Mit-
glied insoweit von seiner Einzahlungsverpflichtung bereits befreit; ein Generalver-
sammlungsbeschluß nach § 50 GenG, den Geschnftsanteil nunmehr voll einzuzahlen,
hntte fmr dieses Mitglied keine Bedeutung mehr.

Die genossenschaftlichen Rmckvergmtungen in den Fnllen 1–3 sind bezahlt und
damit abziehbar.
Sonderf`lle der Bezahlung:
E Gutschrift auf GeschIftsguthaben: Genossenschaftliche Rmckvergmtungen aus dem
laufenden oberschuß werden hnufig auf Geschnftsguthaben gutgeschrieben
(Fall 1): Die Frage, ob eine Doppelmaßnahme (Zufluß beim Mitglied und Ein-
zahlung auf das Geschnftsguthaben) vorliegt, wird man im Falle der Gewinnaus-
schmttung und der genossenschaftlichen Rmckvergmtung einheitlich beurteilen
mmssen. Es liegt eine Bezahlung der Rmckvergmtung vor.
Die auf dem Geschnftsguthaben gutgeschriebenen Betrnge sind in den Herr-
schaftsbereich des Empfnngers gelangt, ihm also zugeflossen. Durch die Gut-
schrift auf das Geschnftsguthaben wird das Mitglied „von einer sonst bestehen-
den Verpflichtung zur Einzahlung auf seinen Geschnftsanteil (oder, wenn er
mehrere gezeichnet hat, auf seine Geschnftsanteile) befreit“. Hier kann nichts
anderes gelten als bei einer Gewinnausschmttung, wenn der Gesellschafter den
verteilten Gewinn im Zusammenhang mit der Ausschmttung zur Leistung von
Einlagen verwenden, die die Kqrperschaft einer freien Rmcklage zufmhrt (s. R 77
Abs. 6 KStR). Dies gilt um so mehr, wenn in der vom Mitglied durch Unter-
schrift anerkannten Satzung festgelegt ist, daß ein Teil – zB 50 vH – der be-
schlossenen Rmckvergmtung dem Geschnftsguthaben des Mitglieds zuzufmhren
ist. Selbstverstnndlich hat das Mitglied die auf sein Geschnftsguthaben gutge-
schriebene genossenschaftliche Rmckvergmtung ebenso zu versteuern wie den
auf sein Konto mberwiesenen Rmckvergmtungsbetrag.

Hinweis: Die Erfmllung der Voraussetzung, daß genossenschaftliche Rmckvergmtungen
„bezahlt“ sein mmssen, soll verhindern, daß die Genossenschaft Betrnge als „genossen-
schaftliche Rmckvergmtungen behandelt, die sie nicht den Mitgliedern zur Verfmgung
stellt, sondern lediglich intern auf Konten umbucht, die sie als zB verlorene Baukosten-
zuschmsse der Mitglieder bezeichnet.

E Aufrechnung: Die Rmckvergmtung ist auch bezahlt, wenn das Mitglied mit sei-
nem Anspruch auf Zahlung der Rmckvergmtung gegen Forderungen der eG auf-
rechnet. Die eG als Schuldner der Rmckvergmtung rechnet unter den Vorausset-
zungen des § 387 BGB mit einer eigenen Forderung gegen das Mitglied auf.

Hinweis: Empfehlenswert ist, bei der Formulierung von Beschlmssen mber die Auszah-
lung einer Rmckvergmtung darauf zu achten, daß auch ein Fnlligkeitszeitpunkt bestimmt
wird. So wnre es mqglich, zu beschließen, daß die Rmckvergmtung innerhalb von ... Ta-
gen nach der nnchsten ordentlichen Generalversammlung ausgezahlt werden soll. Auf
diese Weise ist gewnhrleistet, daß die Auszahlung bzw. Befriedigung der Ansprmche der
Mitglieder im Verrechnungswege erst nach der Generalversammlung und nach Mqg-
lichkeit in einem einheitlichen Vorgang erfolgt.

E Darlehen: Das Mitglied muß mber den gutgeschriebenen Rmckvergmtungsbetrag
jederzeit frei verfmgen kqnnen (BFH v. 18. 12. 1963 I 187/62 U, BStBl. III 1964,
211). Wenn beschlossene Rmckvergmtungen der eG als Darlehen belassen wer-
den, ist dies ohne stl. Nachteile nicht schon auf Grund eines Generalversamm-
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lungsbeschlusses mqglich. Es wird darmber hinaus der Abschluß eines besonde-
ren Darlehensvertrags mit jedem einzelnen Mitglied fmr jedes Wj. in Abschn. 66
Abs. 3 KStR gefordert. Jedes Mitglied muß frei entscheiden kqnnen, ob es einen
Darlehensvertrag abschließen mqchte.
Bezahlt ist die genossenschaftliche Rmckvergmtung auch dann, wenn eine Zins-
rmckvergmtung zur Einzahlung auf von der Kreditgenossenschaft gewnhrte Ge-
nußrechte verwendet wird. Solche Zinsrmckvergmtungen kqnnen ein Instrument
zur Mitgliederfqrderung und Eigenkapitalbildung (§ 10 Abs. 5 KWG) der Kre-
ditgenossenschaft sein, wie es die nachfolgend dargestellte Konzeption aufzeigt:

Hinweis: Eine Kreditgenossenschaft gewnhrt mitunter eine Rmckvergmtung in Hqhe
eines Prozentsatzes der Summe der jnhrlich gezahlten Kreditzinsen bzw. der erhaltenen
Habenzinsen; kraft Satzungsregelung und einzelvertraglicher Vereinbarung sind die
Mitglieder verpflichtet, die erhaltenen Rmckvergmtungen am Jahresende als langfristige
niedrigverzinsliche Genußrechte bei der Kreditgenossenschaft einzuzahlen. Die eG
muß ihrerseits in der Mitteilung mber die Zinsrmckvergmtung das Angebot unterbreiten,
den Rmckvergmtungsbetrag auf Verlangen des einzelnen Mitglieds auszuzahlen. Wegen
der von einzelnen Lnnderfinanzministerien entgegen Abschn. 66 Abs. 3 KStR zugelas-
senen Vorgehensweise s. die Schreiben des Hess. FinMin. v. 28. 9. 1993 (S 2780 A 2 –
II B 3a) sowie des FinMin. Ba.-Wmrtt. v. 22. 11. 1993 (S 2780/1). Vgl. auch Berge,
Zinsrmckvergmtungen bei Kreditgenossenschaften, in Marburger Beitrnge zum Genos-
senschaftswesen Heft 29, 1995 (Verqffentlichung des Instituts fmr Genossenschafts-
wesen der Universitnt Marburg).

3. Rdckvergdtung aufgrund von Satzung oder anderweitiger Festlegung
(Satz 1 Halbs. 2)

a) aberblick

Nach Abs. 2 Satz 1 ist – außer der Bezahlung der Rmckvergmtung – weitere Vor-
aussetzung fmr die Auszahlung der dem Genossen zustehenden Rmckvergmtung,
daß sie
1. auf einem durch die Satzung der Genossenschaft eingernumten Anspruch

des Mitglieds beruht
oder
2. durch Beschluß der Verwaltungsorgane der Genossenschaft festgelegt und

der Beschluß den Mitgliedern bekanntgegeben worden ist
oder
3. in der Generalversammlung beschlossen worden ist, die den Gewinn ver-

teilt.
Die dreifachen Voraussetzungen sind alternativ anwendbar.

b) Rdckvergdtung beruht auf Satzung der Genossenschaft (Nr. 1)

Wenn bereits die Satzung einer Genossenschaft vorsieht, daß der oberschuß aus
dem Mitgliedergeschnft oder ein bestimmter bzw. bestimmbarer Teil dieses
oberschusses als Rmckvergmtung an die Mitglieder auszukehren ist, so ist es der
Genossenschaft verwehrt, mber die Verwendung des oberschusses aus dem Mit-
gliedergeschnft frei zu verfmgen; sie muß diesen als Rmckvergmtung an die Mit-
glieder ausschmtten. Ein Anspruch der einzelnen Genossen gegen die Genossen-
schaft auf Rmckvergmtung entsteht damit dem Grunde nach bereits mit Ablauf
der Rechnungsperiode, fmr die der oberschuß aus dem Mitgliedergeschnft zu er-
mitteln ist, also idR mit Ablauf des Geschnftsjahrs (Meyer/Meulenbergh/Beu-
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thien, GenG, 13. Aufl. 2000, § 19 Rn. 17; Lang/WeidmKller/Metz/Schaff-

land, Kommentar zum GenG, 33. Aufl. 1997, § 19 Rn. 50).
Es ist nicht erforderlich, daß sich die Hqhe des Rmckvergmtungsanspruchs im
einzelnen betragsmnßig bereits aus der Satzung ergibt; es reicht aus, daß die Sat-
zung einen bestimmbaren Anspruch einrnumt, wobei die Bestimmbarkeit auch
dann noch zu bejahen ist, wenn den fmr die Ermittlung der Hqhe der Rmckver-
gmtungen zustnndigen Organen der Genossenschaft ein gewisser Beurteilungs-
und Ermessensspielraum (zB Bermcksichtigung der wirtschaftlichen Lage der
Genossenschaft) eingernumt ist.

c) Rdckvergdtung wird durch Beschluß der Verwaltungsorgane der
Genossenschaft festgelegt, wobei der Beschluß den Mitgliedern
bekanntgegeben worden ist (Nr. 2)

Enthnlt die Satzung einer Genossenschaft keine Bestimmung mber die Gewnh-
rung einer Rmckvergmtung an die Mitglieder, kann die Genossenschaft im we-
sentlichen frei darmber entscheiden, ob und inwieweit sie den oberschuß aus
dem Mitgliedergeschnft als Gewinn gem. § 19 GenG nach dem Verhnltnis der
Geschnftsguthaben der Genossen verteilt oder zB als Rmckvergmtung nach dem
Verhnltnis der getntigten Umsntze ausschmttet. Fmr diesen schuldrechtlichen An-
spruch wird angenommen, daß ein schuldrechtlicher Anspruch der einzelnen
Genossen gegen die Genossenschaft auf Rmckvergmtung dem Grunde nach und
der Hqhe nach nur insoweit und erst zu dem Zeitpunkt entsteht, zu dem die zu-
stnndigen Organe der Genossenschaft die Ausschmttung einer Rmckvergmtung
beschließen.

d) Rdckvergdtung wird in der Generalversammlung beschlossen,
die den Gewinn verteilt (Nr. 3)

Die Verteilung des oberschusses kann auch in der Generalversammlung bzw.
Vertreterversammlung vorgenommen werden, die den Gewinn verteilt (vgl.
auch Lang/WeidmKller/Metz/Schaffland, Kommentar zum GenG, 33. Aufl.
1997, § 19 Rn. 51). Wegen der Problematik der Aktivierung einer Forderung auf
Rmckvergmtung bzw. der Passivierung einer Rmckstellung fmr Verpflichtungen
aus Rmckvergmtung vgl. Anm. 14).

Einstweilen frei.

II. Nachzahlungen und Rdckzahlungen sind wie genossenschaftliche
Rdckvergdtungen zu behandeln (Abs. 2 Satz 2)

1. aberblick

Leistet die Genossenschaft zusntzlich zu schon gewnhrten Rmckvergmtungen
Nachzahlungen aus noch vorhandenem oberschuß iSv. Abs. 1 Satz 4, so sind
diese ebenso wie genossenschaftliche Rmckvergmtungen zu behandeln und als
BA abziehbar.
Hingegen ist eine rmckwnrtige Herstellung von Rechtsbeziehungen zwischen
Rmckvergmtung und jeweiligen Einnahmen (Preise fmr Einzelleistungen) unter
Anwendung von § 4 Abs. 4 EStG unzulnssig.

KStG § 22 Anm. 33–40 Genossenschaftliche Rmckvergmtung

34

35

36–39

40



HHR Lfg. 209 April 2003 Lohmar

2. Nachzahlungen der Genossenschaft fdr Lieferungen oder Leistungen

Aus nachzahlungsfnhigem oberschuß geleistete Betrnge sind wie genossen-
schaftliche Rmckvergmtungen zu behandeln. Werden hingegen fmr die einzelne
Lieferung zunnchst Abschlagszahlungen zwischen eG und Mitglied vereinbart,
weil quartalsweise bzw. am Jahresende endgmltige Preise in der Form von Ab-
schlußzahlungen abgerechnet werden, sind diese Nachzahlungen nicht unter
Abs. 2 Satz 2 zu subsumieren.
Nachtrngliche Erhqhungen des Kaufpreises als echter Preisbestandteil kqnnen
daher gem. § 8 Abs. 3 Satz 2 als vGA relevant sein, wenn sie nur den Mitgliedern
gewnhrt oder unter Fremdvergleichsaspekten unmblich hohe Auszahlungspreise
vereinbart werden; s. § 34 GenG sowie BFH v. 18. 12. 1963 (I R 187/62 U,
BStBl. III 1964, 211). Besonders relevant ist diese Problematik bei Milchgeld-
nachzahlungen.

Beispiel: Zahlt zB eine Molkereigenossenschaft ihren Mitgliedern einen Milchpreis iHv.
35 Cent je kg gelieferte Milch und setzt sich dieser Preis zusammen aus dem im Mit-
gliedergeschnft erwirtschafteten oberschuß (27 Cent), Nebengeschnftsgewinnen (3
Cent), sowie aus einer Nachzahlung, die im Mitgliedergeschnft erwirtschaftet wurde (5
Cent), so ergeben sich folgende Konsequenzen aus der Anwendung von § 22: Betrngt
der vergleichbare Wettbewerbspreis ebenso 35 Cent, liegt keine vGA vor. Liegt der
Wettbewerbspreis bei 30 Cent, so bleibt es bei der gleichen Rechtsfolge. Betrngt der
Marktpreis jedoch nur 27 Cent, lqst dies eine vGA in Hqhe von 3 Cent aus.

3. Rdckzahlungen von Unkostenbeitr`gen

(Un-)Kostenbeitrnge werden zB von einer Rinder-Besamungsgenossenschaft fmr
die Erbringung von Leistungen gegenmber Mitgliedern – im Zweckgeschnft – als
Preise fmr Leistungen erhoben. Sind solche auf Kostendeckungsbasis zu hoch
vorkalkulierte Betrnge Teil des oberschusses geworden, so kqnnen Rmckzahlun-
gen der eG an ihre Mitglieder aufgrund einer Nachkalkulation genossenschaft-
liche Rmckvergmtungen sein. khnliche Sachverhalte liegen auch bei Dreschge-
nossenschaften und Zuckerrmbenanfuhrgenossenschaften vor. Zunnchst zu
hoch kalkulierte Preise fmr Dienstleistungen (zB Zurverfmgungstellung von Ma-
schinen oder Kfz. an die Mitglieder) kqnnen auch in diesen Fnllen zur Rmckzah-
lung von (Un-)Kostenbeitrngen fmhren. Im mbrigen ergeben sich die gleichen stl.
Auswirkungen wie zuvor (Anm. 41) dargestellt; s. auch FG Hamburg v.
30. 11. 1954, EFG 1955, 110, rkr.

4. Rechtsfolge: Behandlung wie genossenschaftliche Rdckvergdtung

Nachzahlungen und Rmckzahlungen unterliegen dann dem in § 22 fmr genossen-
schaftliche Rmckvergmtungen geregelten Abzug, wenn die Nachzahlungen der
oberschußverteilung auf Basis der Hqhe des Warenbezugs dienen. Eine andere
Beurteilung greift ein, wenn fmr die Nachzahlung an Mitglieder und Nichtmit-
glieder weniger der Gedanke der oberschußverteilung als vielmehr das Interesse
im Vordergrund steht, einen angemessenen Kaufpreis zu gewnhren.
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